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Neunundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Donnerstag, den 23. April 1868. 


Deutſchlaud. 
O. K. C. Reichstags⸗Uerhandlungen. 


10. Sitzung des norddeutſchen Reichstages. (22. April.) 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen find beſetzt. An den Tiſchen der 
Commiſſare der Bundeskanzler, von Delbrück, non Watzdorff u. A. Die aus 
New⸗ Orleans geſandte Bundesfahne iſt in beſcheidener Weiſe au der Wand 
pechts von der Journaliſten⸗Tribüne über dem Tiſch der nichtpreußiſchen 
Commiſſare angebracht. In das Haus eingetreten ſind u. A. v. Zehmen, 
v. Forckenbeck, Krieger (Poſen), Bebel. Dem Reichstage find 4 Exemplare 
eines Separatabdruckes des Braun'ſchen Aufſatzes: „Das zwangsweiſe Cd: 
libat der Mittelloſiakeit“ zugegangen und der Bibliothek überwieſen. 

Vom Abg. Wiggers (Berlin) iſt folgender Antrag eingebracht worden: 
Der Reichstag wolle beſchließen aus Veranlaſſung der in der 8. Sitzung 
des Reichstages vom 16. d. M. ertheilten Antwort des Bundescommiſſarius 
auf die Interpellation des Abg. M. Wiggers den Bundeskanzler aufzufor⸗ 
dern, den in der 27. Sitzung des Reichstages am 23. October 1867 mit 
großer Majorität pelabten Beſchluß: daß in dieſer Seſſion des Reichstages 
ein Geſetz⸗Entwur vorgelegt werde, durch welchen alle noch beſtehenden aus 
den Verſchiedenheiten des religibſen Bekenntniſſes hergeleiteten Beſchränkun⸗ 
gen der bürgerlichen und ftaatsbürgerlihen Rechte aufgehoben werden, in 

usführung zu bringen. 

Dieſe Antrag ſoll durch Schlußberathung erledigt werden. (Referent 
Endemann). 

Der Antrag des Abg. Schulze (Berlin) auf Ausdehnung des preußiſchen 
Genoſſenſchafts⸗Geſetzes auf das Gebiet des Bundes wird einer beſonderen 
Commiſſion von 21 Mitgliedern überwieſen. 

Erſter Gegenſtand der Tages⸗Ordnung iſt die bekannte Interpellation 
des Abg. Lasker über die Verordnungen des Polizeipräſidenten v. Madai 
in Frankfurt a. M. 

Abg. Lasker: Seit Erlaß der Bundesgeſetze über das Paßweſen und 
die Freizügigkeit ſind von vielen Seiten Klagen darüber geführt worden, 
daß dieſelben entweder ſaumſelig ins Leben gerufen oder gar direct verletzt 
würden. Auch aus preußiſchen Provinzen gingen ähnliche Nachrichten ein, 
ich habe denſelben jedoch keinen Glauben geſchenkt, bis mir por wenigen 
Togen die Verordnungen des Polizeipräſidenten v. Madai in die Hände ge⸗ 
eben wurden. Dieſe 44 Paragraphen langen Verordnungen ſtrotzen von 
erſtößen gegen die Beſtimmungen der beiden Geſetze über das Paßweſen 
und die Freizügigkeit, nach welchen im Gebiete des Bundes Niemand, 
auch der Ausländer nicht, verpflichtet iſt. Legitimationspapiere bei ſich zu 
hren, Jeder das Recht hat, überall ohne Erlaubniß ſich niederzulaſſen und 
rbeit zu ſuchen und der Polizei ausdrücklich das Recht genommen iſt, Aus: 
weiſungen vorzunehmen. Die Verordnungen des Polizei⸗Präſidenten von 
Radai find nun in jo vielen Paragraphen geradezu das directe Gegentheil 
dieſer Beſtimmungen, daß ich nicht im Stande war, dieſelben ſämmtlich in 
meine Interpellation aufzunehmen. Ich begnüge mich daher, nur beiſpiels⸗ 
weiſe einige derſelben aufzuführen. So ſoll jeder fremde Schiffer auf dem 
olizeibureau perfönlic ſich melden und feinen Paß vorlegen, und zwar iſt 
unter einem, Fremden“ Jeder zu verſtehen, der nicht in Frankfurt ortsan⸗ 
gehörig iſt. Jeder in Frankfurt, auch in der Nacht Angekommeue muß ſchon 
am nächſten Tage vor 8 Uhr Morgens angemeldet ſein. Jeder Handwerks⸗ 
2 75 muß eine Aufenthalts⸗Erlaubniß nachſuchen. Noch ſtrenger ſind die 
Beftimmungen über das Geſinde und die Tagelöhner. Nur auf Grund 
einer Aufenthalts⸗Erlaubniß ſollen ſich dieſelben in Frankfurt aufhalten dür⸗ 
en; haben ſie in drei Tagen keine Arbeit gefunden, ſo müſſen ſie eine neue 
rlaubniß nachſuchen oder Frankfurt verlaſſen. Jeder Arbeiter muß ſogar 
die ausdrückliche Erlaubniß der Polizei nachſuchen, um ſich nur eine Nacht 
ankfurt aufhalten zu dürfen. 

e Verordnungen, welche dieſe Beſtimmungen in Kraft ſetzen, ſind am 

1. December 1867 erlaſſen, als jene beiden Bundesgeſetze zwar noch nicht 
Geſetzeskraft hatten, aber bereits mit der e e waren, daß 
ſie vom 1. Januar 1868 in Kraft treten ſollten. Veröffentlicht aber ſind 
je Frankfurter Verordnungen am 29. Februar 1868 für die Stadt und 
en inneren Polizeibezirk und am 6. Februar 1868 für die Stadt Bocken⸗ 
heim und den äußeren Polizeibezirk. Die erſtere iſt ſeitdem durch Verord⸗ 
nung vom 5. April 1868 aufgehoben worden, „weil ſich mit dem Inkraft⸗ 


treten der Bundesgeſetze über Paßweſen und Freizügigkeit die Nothwendig⸗ 


keit dazu herausgeſtellt habe.“ Es iſt eigenthümlich, daß dieſe Nothwendig⸗ 
keit ſich erſt am 5. April herausgeſtellt hat, während, wenn der Herr Polizei⸗ 
Präſident auch nur die Pflichten eines gewöhnlichen Bürgers erfüllt, d. h. 
wenn er jene Geſetze bei ihrem Erſcheinen geleſen hätte, dieſe Nothwendig⸗ 
keit ſchon 155 Zeit des Erlaſſes dieſer Verordnungen für ihn klar ſein mußte, 
denn der ſchlimmen Annahme will ich keinen Raum geben, daß er die Ge⸗ 
etze gekannt, als er die Verordnungen erlaſſen. Ich richte nun an das 
undeskanzleramt die Frage: 1) find dieſe Verletzungen der Bundesgeſetze 
zur Kenntniß des Bundespräſidiums gelangt? 2) ſind Schritte geſchehen, 
um dieſe Verletzungen unwirkſam zu machen, und, ſoweit möglich, gleich⸗ 
artige Verletzungen für die Zukunft zu verhüten? Beſonderes Gewicht lege 
ich auf den zweiten Theil meiner zweiten Frage. Es hat ſich heraus: 
geſtellt, daß die bloße Publication der Bundesgeſetze noch 
nicht ausreicht, um auch die Ausführung derſelben durch die 
Beamten zu ſichern. Der Gang der Bureaukratie läßt ſich nun einmal 
nicht ſo leicht durch neue Geſetze von alten Gewohnheiten abbringen. Es 
wäre daher zu wünſchen, daß in dieſer Beziehung beſondere Inſtructionen 
an die Beamten erlaſſen würden, daß in Zukunft eine Aufſichtsinſtanz ein: 
geſetzt werde, welche für die genaue Durchführung der Bundesgeſetze Sorge 
trage. Berechtigt iſt der Bund hiezu anf Grund der Verfaſſungsbeſtimmung, 
welche dem Präſidium die Auſſicht über die Bundesgeſetze beilegt. „, 
die Geſetze über das Paßweſen und die Aue keit ſind mit lebhafter 
Freude von dem Volke des norddeutſchen Bundes begrüßt worden, aber die 
Autorität des Geſctzes wie des Bundes leidet, wenn jeder Beamte das Recht 
haben foll, Verordnungen zu erlaſſen, die in directem Widerſpruche ſtehen 
mit den Geſetzen. Dieſem Unfuge muß ein für allemal vorgebeugt werden. 
Präſident d. Delbrück: Die in Rede ſtehenden Verordnungen wurden zu 
einer Zeit verkündet, im December v. J., wo fie ihrem Inhalte nach voll: 
kommen legal waren. Die Republikation dieſer beiden Verordnungen, welche 
im Februar ſtattgefunden hat, iſt ohne Veranlaſſung und ohne Vorwiſſen des 
Herrn Polizeiprändenten von Frankfurt a. M. erſolgt (Gelächter links.) Dieſe 
beiden Verordnungen find. zur Kenntniß des Bundes lanzleramtes gelangt, 
welches darüber nicht zweifelhaft iſt, daß ein großer Theil dieſer Verordnun⸗ 
gen mit den Bundesgeſetzen über das Paßweſen und die Freizügigkeit nicht 
im Einklange ſteht und über den 1. Januar d. J. nicht aufrecht zu erhalten 
war. Es hat daher die Aufmerlſamkeit des königl. preußiſchen Miniſters des 
Innern auf dieſen Gegenſtand gelenkt. Inzwiſchen war aber bereits von der 
lönigl. Regierung zu Wiesbaden aus nämlichen Gründen die Anordnung ge: 
troſſen, daß dieſe beiden Verordnungen außer Kraft geſetzt und durch andere 
den beſtehenden Bundesgeſetzen entſprechende erſetzt werden ſollten. Es war 
zunächſt, da ein gewiſſer Zeitraum verlaufen mußte, ehe dieſe neuen Verord⸗ 
nungen erlaſſen werden können, dafür geſorgt worden, daß die den Bundes⸗ 
geſetzen widerſprechenden Beſtimmungen außer Anwendung geſetzt wurden, 
und dieſelben ſind auch, ſo viel bekannt, egen Bundesangehörige nicht in 
nwendung gebracht worden. Das unerläßliche vorher ge Einvernehmen mit 
dem Magiſtrate der Stadt Frankfurt hat es mit ſich gebracht, daß der Erlaß 
einer neuen Verordnung erſt in dieſem Monate ſtattfinden konnte; das Zu⸗ 
ammentreffen des Datums derſelben mit einer in Frankfurt abgehaltenen 
erſammlung iſt ſchon aus dem Grunde ein rein zufälliges, weil die Com: 
munication mit den Frankfurter Gemeindebehörden bereits einen Monat vor⸗ 
her eingetreten war. Auch was den ‚äußeren Polizeibezirk der Stadt betrifft, 
würde eine entſprechende Verordnung bereils ergangen fein, wenn nicht auch 
das nothwendig vorher herzustellende Einvernehmen mit der Gemeindebehörde 
die Sache verzögerte. 13 
Dieſelbe ſteht indeſſen in dieſen Tagen bevor und inzwiſchen iſt auch hier 
ſchon die ältere Verordnung, ſoweit es ihre praktiſche ode gegen 
Bundesangehörige betrifft, außer Wirkſamkeit geſetzt worden. as die 
weite Frage anlangt, ſo hat das Bundeskanzleramt ſofort nach Erlaß der 
Bundesgeſetze ſämmtliche Bundesregierungen erſucht, ihm die zur Ausfüh⸗ 
rung dieſer beiden Geſetze nothwendigen Geſetze, Verordnungen oder allge⸗ 
Meinen Verfügungen und Inſtructionen mitzutheilen. Dieſe Mittheilung iſt 


das allerdings auch von ihm unterſtützte Amendement ab 


von allen Seiten bereitwilligſt erfolgt. Bei Prüfung der auf dieſem Wege 
mitgetheilten Verordnungen hat in einigen Fällen das Bundeskanzleramt 
Bedenken gefunden in Bezug auf ihre Verträglichkeit und Uebereinſtimmung 
mit dem Geſetze ſelber. Es hat dieſe Bedenken in jedem einzelnen Falle 
zur Kenntniß der Bundesregierungen re und es iſt denſelben bereits 
willigſt überall entſprochen worden. Es iſt damit geſchehen, was in dieſer 
Materie überhaupt geſchehen kann. Das iſt, glaube ich, unmöglich über⸗ 
haupt zu verhindern, daß Verordnungen ergeben, welche dem Geſetze nicht 
entſprechen. Das, wofür geſorgt werden muß und was moglich iſt, iſt, daß 
wenn eine ſolche Verordnung ergeht, derſelben ſofort entgegen getreten und 
der geſetzliche Zuſtand wieder hergeſtellt wird. 

Damit iſt der Gegenſtand der Interpellation erledigt. 

Es folgt die Berathung des Geſetzes, betreffend die Verwaltung des 
Schuldenweſens des norddeutſchen Bundes. Der vom Bundesrathe 
vorgelegte Geſetzentwurf iſt wörtlich gleichlautend mit dem Geſetz, wie es 
in der vorigen Reichstagsſeſſion vom Reichstage acceptirt worden iſt mit 


Auslaſſung jedoch des § 17, welcher damals auf den Antrag der Abgeord⸗ 


neten Miquel und Graf Münſter zugefügt worden: 

Erheben ſich gegen die Dechargirungen Anſtände, oder 8 fi ſonſt 
Mängel in der Verwaltung des Bundes⸗Schuldenweſens, jo konnen die dar: 
aus hergeleiteten Anſprüche ſowohl vom Reichstage, als dem Bundesrathe 
gegen die nach $ 7 dieſes Geſetzes verantwortlichen Beamten verfolgt werden. 
Der Reichstag kann nöthigenfalls mit der gerichtlichen Geltendmachung die 
von ihm gewählten Mitglieder der Zundes⸗Schuldencommiſſion beauftragen”, 


In der Commiſſion wurde dieſer $ wieder als Amendement geſtellt, aber 
mit 7 gegen 7 Stimmen abgelehnt; ſie beantragt daher, das Geſetz un⸗ 
verändert anzunehmen. 

Abg. Miquel hat den obigen $ 17 heute wiederum als Amendement 
eingebracht. 

Ref. Abg. v. Blanckenburg ſpricht die Erwartung aus, daß die Abge⸗ 
ordneten in dieſer wichtigen Sache ſeinen ſchriftlichen Bericht geleſen haben, 
will deshalb die in der Commiſſſon vorgebrachten Gründe für und gegen 
das Amendement nicht wiederholen, hofft jedoch, daß die Majorität des Hau⸗ 
ſes das Entgegenkommen des Bundesrathes, der ſelbſt die Beſchränkung der 
Convertirung, welche der Reichstag beliebt, angenommen habe, mit gleichem 
Entgegenkommen beantworten werde, eine Erwartung, die auch in der Thron⸗ 
rede ausgeſprochen worden ſei. „Gegen das Amendement ſprechen zwei Au⸗ 
toritäten, die wohl auch Sie anerkennen werden. Der Abg. v. Forckenbed 
dat ſich früher als Referent gegen das Amendement erklärt, weil die obere 
Aufſicht des Bundeskanzlers, der nach der Verfaſſung verantwortlich ſei, voll: 
ſtändig genüge, und auch dic untergebenen Beamten mit decke. 

„Sodann hat ſich der Abg. Tweſten bei dem Antrag Oehmichen, wonach 
bei Gelegenheit des Budgetgeſetzes dem Reichstag ein Klagerecht gegen die 
betreffenden Beamten bei Ueberſchreitung des Budgets eingeräumt werden 
ſollte, ſich auf das Entſchiedenſte gegen dies Princip erklärt, indem er aus⸗ 
zührte: „Ob es zweckmäßig wäre, einen ſolchen Act der Executive direct auf 
den Reichstag zu übertragen, iſt zweifelhaft. Diejenigen, welche überall jo: 
wohl in trimmalrechtlicher, wie in civilxechtlicher Beziehung der Volksper⸗ 
tretung ein ſolches Recht einräumen wollen, gehen von einer zu juriſtiſch⸗ 
advokatoriſchen Anſchauung der RN aus, indem ſie glauben 
daß der große Entwickelungsproceß der Geſchichte durch einen advokakoriſchen 
Proceß zum Abſchluß gebracht werden könne.“ „Bravo rechts“ ſteht hier. 
Große Heiterkeit.) Und weiter: „Die Gefahr iſt ſehr groß, daß die Anfänge 
unſeres Verfaſſungsweſens auf eine Probe geſtellt werden, der ſie nicht ge⸗ 
wachſen ſind, wenn man bei Gelegenheit des Budgetgeſetzes einen Antrag 
annehmen wollte, der eine Aenderung des verfaſſungsmäßigen Zuſtandes 
inbolbirt, indem eine Befugniß, die bisher der Executive 8 5 der Landes⸗ 
vertretung übertragen werden ſoll.“ — Ich bitte Sie, m. H., folgen Sie der 
Autorität des Abg. Tweſten (Heiterkeit) und lehnen Sie aus dieſen Gründen 
. Noch vor zwei 
Jahren haben ja Einzelne von Ihnen ſelbſt geſagt: „daß auf die juriftiiche 
Verantwortlichkeit gar nichts ankommt; daß ſie das Papier nicht werth wäre, 
auf dem ſie geſchrieben ſteht, daß ſie ein Spielwerk für Kinder ſei.“ — Nun, 
ieceptiren Sie doch heute dieſe Gründe, lehnen Sie das Amendement ab 
und nehmen Sie das Geſetz unverändert an. (Beifall rechts.) 

Die Generaldiscuſſion wird eröffnet. 5 

Abg. Miquel (für das Amendement): Als daſſelbe Amendement im 
vorigen Reichstage geſtellt worden, hätte ich nicht geglaubt, daß die Frage 
ſolche Dimenſionen annehmen würde, wie es geſchehen. Ich bin aber aus 
dieſem Grunde nicht im Stande, wie es einer der damaligen Mitantragſtel⸗ 
ler gethan, das Amendement fallen zu laſſen. Wir haben nachgegeben, wo 
die Nachgiebigkeit im Intereſſe einer höheren Sache uns nothwendig erſchien; 
in vielen Punkten haben wir bewieſen, daß wir nachgeben konnten, um den 
deutſchen Staat erſt zu begründen. Dieſe Nachgiebigkeit war keine Charakter⸗ 
ſchwäche, ſie war aus politiſchen ſachlichen Gründen hervorgegangen, derartige 
Gründe ſind aber heute nicht vorhanden. Die Gegner ſagen, das Amende⸗ 
ment ſtehe im Widerſpruch mit der Verfaſſung, indem es nebenbei eine ju⸗ 
riſtiſche Verantwortlichkeit der Bundesbeamten einführe und dem Reichstage 
Befugniſſe zuertheile, die mit der Verfaſſung nicht in Einklang zu bringen 
wären. Dies iſt falſch. Zwar hat die Bundesverfaſſung das Princip der 
Verantwortlichkeit nicht genügend durchgeführt, aber klar genug ausge: 
ſprochen und ſeine weitere Ausführung iſt ausdrücklich damals vorbehalten 
worden. Wenn wir damals die Verfaſſung acceptirt haben, obwohl ſie uns 
in vielen Punkten ungenügend erſchien, verzichteten wir durchaus nicht auf 
den weiteren Ausbau, ſondern reſervirten uns dies für die Zukunft. Hier 
iſt nur der erſte Fall, wo wir dies confequenter Weiſe durchführen können. 
— Die Dr: machen es uns ferner zum Vorwurf, daß wir eine fo. wich: 
tige Frage ſo nebenbei erledigen wollen; wir ſollen doch den Stier bei den 
Hörnern faſſen, rufen ſie uns zu. Wer giebt uns aber dieſen Rath? Die 
Gegner der Verantwortlichkeit überhaupt, und es ift wohl nicht gerathen, 
ſolchen Rath von den Gegnern zu acceptiren. Der Rath iſt aber auch ſach⸗ 
lich unbegründet, da er auf einer Verdrehung der Sachlage berubt. Wir 
haben es hier mit einem Ausnahmefall zu thun. Von Bundesſchulden 
iſt in der Bundesverfaſſung nichts enthalten. Die weſentliche Stellung des 
Reichstages iſt die eines geldbewilligenden Körpers; von der Controle 
ſteht allerdings nichts ausprücklich in der Verfaſſung; es ift dies aber uns 
zweifelhaft Sache des Reichstages. Das Amendement will die Wirkſam⸗ 
machung der Controle herbeiführen; der Reichstag ſoll nicht nur Ausſtel⸗ 
lungen gegen die Rechnungen machen, ſondern dieſe 3 auch wirk⸗ 
ſam erfolgen können. Es handelt ſich hier nicht um eine Erſchütterung, 
ſondern eine Befeſtigung der auen den sen denn ue 

Man patı uns ferner entgegen: „ob wir denn glauben, daß es möglich 
wäre, daß, ohne lächerlich zu werden, Fragen pon jo großer Tragweite der 
Entſcheidung eines ſo kleinen Gerichts, wie des Berliner n unter⸗ 
breitet werden könnten?“ Wer aber jagt das? Diejenigen, welche den — 0 
ſtaat überhaupt nicht wollen, haben eine natürliche Abneigung gegen alle Ge⸗ 
richte. Wir aber, die wir den Rechtsſtaat wollen, können uns einen Rechts⸗ 
ſtaat ohne Richterſpruch gar nicht denken. ir wollen jeden Rechtsſtreit, 
privater oder öffentlicher Natur, dem Rechtsſpruche des Richters unterbreiten; 
darin liegt ein größeres Palladium der Freiheit, als in geſchriebenen Ver⸗ 
faſſungs⸗Paragraphen. äre es bei uns in dieſer Beziehung jo gut beftellt 
wie in England, würden wir nicht ſo ſcharfe Geſetze gegen den Mißbrau 
der . brauchen. Außerdem aber handelt es ſich hier durchaus nicht 
um eine Vermehrung der Competenz der Gerichte gegenü er der der Ver⸗ 
waltung. Die Mitglieder der Bundesſchuldenverwaltung ſteben ſchon unter 
dem Stadtgericht in Berlin, auch ohne dies Geſetz. Die zage iſt hier nur 
die, ob ſie nur vom W er oder auch vom Reichstage belangt 
werden können. In wie weit der Reichstag nun tiefer ſtehen und weniger 
dazu fähig ſein ſoll, als der Bundeskanzler, überlaſſe ich getzoft Ihrem Gr: 
meſſen. Es handelt ſich hier lediglich darum, einen neuen Kläger einzu: 
führen, die Möglichkeit der Verfolgung von 
werden können, auf den Reichstag zu übertragen. Man jagt. uns ferner: 
Der Reichstag ſolle einen Conflict ade will die D nge wären nicht dazu 
angethan, um einer ſo kleinen Urſache willen einen Streit vom Zaune En 
brechen. Dieſen Vorwurf könnten wir leicht zurückgeben: Die Zeit iſt nicht 
dazu angethan, daß der Bundes rath, wenn die Vertretung der Nation ges 


Anſprüchen, die ſchon verfolgt] W. 


einen Conflict ſchaffen ſollte. — Schließlich ift der letzte entſcheidende Factor 
die öffentliche Jeinung. ; 

Ich möchte deshalb den ſcharfen Blick des 
bei diefer Gelegenheit auf die oͤffentlche Meinung hinlenken. (Graf Bismarck 


Herrn Bundeskanzler gerade 


lächelt.) Wohin gehen die Zeichen der Zeit? iemand kann heute politiſ 

prophezeihen; darin ſtimmen aber alle denkenden Politiker überein, daß dle 
Lage in Europa zur Zeit ſo unſicher, ſo unberechenbar iſt, wie niemals zu⸗ 
vor. Sehen wir nur nach Frankreich, und wir werden dies begreifen. Iſt 


Bund bat Feinde ringsum, in und außer Deutſchland. Der einzige zuver⸗ 
läſſige Bundesgenoſſe iſt und bleibt dabei der Kern der deutſchen Nation; in 
großen Gefahren muß man immer darauf zurückkommen. Wer vertritt aber 
heute die öffemiliche Meinung des deutſchen Volkes? — der Reichstag. 
Wenn nun alle Veranlaſſung vorhanden iſt, auf die öffentliche Stimme zu 
hören, jo ſollte man ſich wohl ſcheuen, in kleinen Dingen der Anſchauung 
des Reichstages ohne Noth entgegen zu treten. (Ruf: Sehr wahr!) Der 
Leiter unſerer deutſchen Politik, der wohl noch eher im Stande iſt, zu über⸗ 
ſehen, welche Kräfte zur Zöfung der gewaltigen Aufgabe nothwendig ſind, 
pin wohl bedenken, daß, je höher die Stellung des Reichstages ift, je gre⸗ 
er ſein Einfluß, je erhabener ſeine Stellung in den 

fo beſſer auch der Einheitsgedanle geſichert iſt. Eine Stärkung des Reichs⸗ 
tages iſt eine Kräftigung der Einheitsidee, eine Erniedrigung des Reichsta⸗ 
ges eine Gefährdung des Einheitsgedankens. Es handelt ſich hier alſo nicht 
blos um eine Freibeitsfrage, ſondern um eine merkliche Macktfrage des 
Staates. — Ich ſage deshalb nochmals: Bei Zeiten baue der kluge Mann 
— er che nicht die Quelle feiner eigenen Macht! (Lebhafter Bei⸗ 
all links. 


Abg. Wagener (Neuſtettin): Der Herr Vorredner hat mit Worten der 


Verwunderung begonnen, daß der Antrag ungeahnte Dimenſionen ange⸗ 
nommen habe. Das finde ich von ihm erklätlich. Er kennt noch nicht die 
Anſprüche eines großen Gemeinweſens, er iſt hierhergekommen noch mit den 
Reminiscenzen an die kleinlichen ee e we ſie in den Kleinſtaa⸗ 
ten bisher üblich geweſen find. (Dho! links.) Wenn er aus längerer Er⸗ 
fahrung, wie ich, die preußiſchen Verhältniſſe und die Bedürfniſſe eines 
Großſtaates gekannt hätte, jo würde er ſich von Haufe aus nicht getäuſcht 
haben Aber die Tragweite ſeines Antrags. — Er verwahrt ſich ſodann da⸗ 
gegen, daß man ihm vorwerfe, daß er einen Conflict wolle. Wenn die ver⸗ 
bündeten Regierungen. wie es geſchehen, den Antrag wiederholt abgelehnt 
und er ihn trotzdem wieder ſtellt, fo iſt er nicht berechtigt zu dem Ausſpruch, 
daß er den Conflict nicht ſuche. Mit der Wiederholung des Antrags iſt der 
Conflict ſchon da; und der Herr Antragſteller kann ihn nur dadurch vermei⸗ 
den, wenn er den Antrag entweder zurückzieht, oder uns dazu behilflich iſt, 
ihn mit großer Majorität zu verwerfen. (G. lächter links.) Der Herr Vor⸗ 
redner 
zu würdigen. Wir wußten, daß ſie Alles, was ſie damals nachgaben, bei 
erſter Gelegenheit wieder einholen wollten. Der Liberalismus iſt nur be⸗ 
ſcheiden, wenn er vorübergehend in der Klemme iſt; er wird um ſo dreiſter, 
wenn er ſieht, daß die Temperatur angenehmer wird. (Heiterfeit.) Den 
Vorwurf der Verfaſſungswidrigkeit will ich dem Vorredner nicht machen. 
Ich will nicht ſagen, daß er gegen die Verfaſſung geht, ſondern daß er 
ſich nur neben der Verſaſſung bewegt, indem er in Anſpruch nimmt, 
nebenbei Gelegenbeit eines Specialgeſetzes etwas zu erledigen, das nur in den 
für Verfaſſungsänderungen dorgeſchriebenen Formen erledigt werden kann. 
— Sodann hat er die Rolle der Kaſſandra übernommen, indem er durch 
eine traurige und erſchreckende Schilderung der auswärtigen Verhäl tniſſe 
Eindruck zu machen verſucht. Je mehr er aber mit dieſer Schilderung Recht 
gehabt hätte, deſto unverantwortlicher wäre es von ihm geweſen, jezt einen 
ſolchen Antrag zu * Befänden wir uns wirklich im Angeſicht einer 
europäiſchen Kriſis, jo wüßte ich wirklich nicht, wie man einen ſolchen Ans 
trag charakteriſiren ſoll, der keinen anderen Zweck hat, als einen politiſchen 
Conflict zu etabliren. (Widerſpruch links.) 

Der Vorredner hat ſich auch auf die öffentlihe Meinung geſtützt, und 
den großen Werth derſelben darzustellen ſich bemüht. — Die Erfolge des 
Jahres 1866, die Schlacht bei Königgrätz und die Gründung des nord⸗ 
deutſchen Bundes ſind nicht durch die oͤffentliche Meinung gemacht, ſondern 
die oͤffentliche Meinung iſt durch den gemacht worden, den wir heute als 
Bundeskanzler hier oe Dieſe Fabrikation der offentlichen Meinung wird 
hoffentlich auch in derſelben Weiſe ihre Fortſetzung finden. Die öffentliche 
Meinung iſt nichts anderes, als daß diejenigen welche wiſſen was ſie wollen, 
und ihre Ac dine nicht blos durch Worte, ſondern durch Thaten 
legitimiren, nicht blos Anträge ſtellen, ſondern die Mittel auch weiter an⸗ 
wenden, die uns auf den Punkt gebracht haben, auf dem wir jetzt ſteben. 
Unruhe links.) Der Vorredner hat ſich auf den Rechtsſtaat berufen. 

neiſt ſagt: „die Rechtſprechung iſt doppelter Natur; auf der einen Seite 
liegt das Civil: und Crim nalrecht, auf der andern Seite das öffentliche 
Recht; unſere Verwaltungsbehörden find geſchichtlich berechtigt, fie ſind Ges 
richtshofe für öffentliches Recht.“ Darin beruht alſo der Rechtsſtaat nicht, 
daß es nur eine Kategorie Gerichtshöͤfe giebt. — Es iſt auf England hin⸗ 
ewieſen worden, wo eine Trennung der Juſtiz und Verwaltung gar nicht 
Hattfindet, mo das Miniſterium des Innern und der Juſtiz in einer Per: 
on pereinigt ſind. — Was will denn der Antrag eigentliche Daß auch der 

undeskanzler ſich unter die drei Männer des Stadtgerichts ſtellen fol, — 
Er iſt ferner ein Mißtrauensvotum gegen die Staatsanwaltſchaft, indem er 
dem Reichstag ſelbſt das Anklagerecht einräumen will. Welches Zeugniß 
aber ſtellen Sie ſich durch den Antrag ſelbſt aus? Sie ſagen damit, daß 
Sie glauben, daß der Bundeskanzler, daß die Staatsanwaltſchaft Vergehen 
reſp. Verbrechen nicht verfolgen werde, obgleich die Sache öffentlich discutirt 
worden und der Bundeskanzler aufgefordert worden iſt, de Sache zu ver⸗ 
folgen. Sie unterſchätzen damit doch Ihren eigenen Einfluß, wenn Sie 
glauben, daß einer ſolchen offentlichen Aufforderung keine Folge gegeben 
werden würde. Eine parlamentariſche Verſammlung, wie der vord⸗ 
deutſche Reichstag, auf dem die Zukunft und Entwickelung des großen Vater⸗ 
landes 77 at nicht die Berechtigung, mit Perſonlichteiten zu rechnen, 
ſondern ſachliche Garantien zu ſuchen, aber an richtiger Stelle und in rich⸗ 
tiger Weiſe. ies kann am beſten dadurch geſchehen, wenn an höoͤchſter 

Bin ein Verwaltungs⸗Gerichtshof beſteht, deſſen Mitglieder die nötbige 
Sachkenntniß und Unparteilichkeit befigen. Gehen Sie zurück auf den Ge⸗ 
danken, einen königlichen Staatsrath hinzuſtellen. (Gelächter.) Ich 
kann heute den Ankragſteller nur erſuchen, den Antrag zurückzuziehen. 
(Beifall rechts.) 

Abg. Reichenſperger: Auch ich erkenne die hohe politiſche Bedeutung 
des geſtellten Amendements an; es gilt hier die Frage, ob der Reichstag 
eine geſetzlich geſicherte Einwirkung auf die Ausübung der Geſetze in der 
Verwaltung haben, oder ſich mit ſeinem Votum bei der Abfaſſung von Ge⸗ 
ſetzen begnügen ſoll, ob ihm nur das beneficium flebile zuſteht, bei der Bes 
willigung von Geldern Ja zu jagen, oder ob ihm auch eine wirkſame 
Controlle über die gg derſelben geſichert iſt. Jetzt nimmt der 
Bundeskanzler das Recht der Verfolgung etwaiger Unregelmäßigkeiten für 
ſich allein in Anſpruch und der Abgeordnete N erklärt, es perſtehe 
ſich von felbft, daß begründete Beſchwerden der Volksvertretung über die 
Geſchäftsfahrung der Bundesſchulden⸗Commiſſion pon Seiten der Executive 
nicht unberückſi Beh mi würden. So lange Uebereinſtimmung zwiſchen 

0 


beiden Factoren beitebt, wird dies Niemand bezweifeln, das Amendement ift 
aber gerade für ſolche Fälle geitellt, in denen 4 4 zwiſchen den beider⸗ 
feitigen Auffaffungen obmalten. Die citirten Ausführungen des Stagts⸗ 
rechtslehrers Gneiſt ſind an durchaus unrechter Stelle angeführt, den Ber 
weis dafür hätten die lezten Hefte der Verhandlungen des ge tentages 
Herrn Wagener geben können, welche eigen, daß Herr Dr. Gneiſt gerade 
die ee Anſichten vertritt. Mit dem Wunſche nach Organtjation 
eines Staatsrathes hätte ih der Vorredner nicht an die Adreſſe des Reichs⸗ 
tages fondern an die der * wenden ſollen; auch ich würde die 
keit eines ſolchen für ſehr ſegensreich halten; da unter feiner Ein⸗ 
wirkung die vorgelegten Geſetze in Form und Inhelt weniger zu wünſchen 
übrig laſſen würden, als es bisher namentlich auch in reuben der Fall 
war (Ruf: Sehr richti ). 5 

So lange der Reichstag nicht eine im Sinne des Amendements geſicherte 
Rechtsſtellung einnimmt, wird ſtets der Keim der Zwietracht in die Organi⸗ 


ſprochen, um fo kleiner Urſachen willen dieſen Ausſpruch zurückweiſen und! ſation unſeres Staatsgebäudes gelegt ſein, und ich halte es im Intereſſe der 


Augen des Volkes, um 


hat die Beſcheidenheit der L beralen geruhmt. Nun, wir wiſſen ſie 
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das richtig, ſo muß der kluge Mann wohl vorſichtig fein. Der norddeutſche 8 


Executive ſelbſt für geboten, das geforderte Recht von vornherein der Landes⸗ 


vertretung zuzugeſtehen, als ſich daſſelbe im Kampfe abringen zu laſſen. Der 
Herr Vorredner hat in Zweifel gezogen, ob eine Verfolgung der Bundes⸗ 
verwaltung vor dem Dreimännergericht wünſchenswerth und möglich. jet. 
Schon jetzt iſt es unzweifelhaft, daß die betreſſenden Beamten der gewöhn⸗ 
lichen Rechtſprechung unterworfen find, ſobald ein Competenz⸗Conflict nicht 
erhoben, ſondern die Frage als eine juriſtiſche anerkannt iſt; daſſelbe gilt von 
dem Bundeskanzler, wenn der Herr Juſtizminiſter will — daß dieſer es freilich 
nicht thun wird, darüber ſind wir ſo gut unterrichtet, wie der Herr Wagener 
ſelbſt. (Heiterkeit) Man wirft uns vor, daß wir das vorliegende Geſetz 
als eine Gelegenheit benutzen wollen, um ein uns nicht zuſtehendes Recht zu 
erkämpfen; ich kann darin einen Vorwurf nicht erblicken; nur ſolche Frei⸗ 
beiten, die durch einen Kampf erobert worden ſind, erweiſen ſich als frucht⸗ 
bar. Die 88 2 und 4 des im vorigen Jahre angenommenen Anleihegeſetzes 
find ausdrücklich an die Vorausſetzung einer geſetzlichen Regelung der vorlie⸗ 
genden Frage gebunden, und dieſer Umſtand darf ohne Pflichtverletzung nicht 
außer Acht gelaſſen werden. Allerdings haben wir die Pflicht, die Hebung 
der Marine zu ſichern, und wir würden es nicht verantworten können, die 
Bewilligung der dazu erforderlichen Mittel an exorbitante Bedingungen zu 
malen, von ſolchen aber iſt nicht die Rede bei einem Antrage, der wie der 
vorliegende, in der Natur der Sache ſelbſt begründet liegt. Kommt aus 
dieſem Grunde das Geſetz nicht zu Stande, ſo dürfen wir die Verantwortung 
dafür getroſt von uns ablehnen. 1 . 
Nicht ein Mißtrauensvotum gegen die Verwaltung, ſondern eine Garantie 
gegen etwaige Uebergriffe, wie ſie in jedem geordneten Staatsweſen noth⸗ 
wendig iſt, wird durch das Amendement bezweckt und in der That eigen⸗ 
thümlich iſt es, die Forderung einer Trennung der Juſtiz von der Verwal⸗ 
tung dagegen geltend machen zu hören, die doch wahrhaftig nicht ſo zu ver⸗ 
ſtehen iſt, daß Verwaltungsbeamte nicht unter die Juſtiz geſtellt werden 
dürften len Die Behauptung, daß durch unſern Antrag die Thätig⸗ 
keit der Verwaltung lahm gelegt werden würde, iſt in ſo weit richtig, als es 
ſich um eine ungeſetzliche Thätigkeit handelt, auf eine andere hat ja derſelbe 
keinen Bezug. Eben fo wenig ſtichhaltig iſt der Einwand, daß das Amende⸗ 
ment eine praktiſche Bedeutung nicht haben werde; um ſo ungefährlicher wird 
es für Sie (nach rechts) ſein, daſſelbe anzunehmen, während wir auf das 
wichtige darin ausgeſprochene Princip nicht verzichten zu dürfen glauben. 
Der Herr Bundeskanzler hat ausgeſprochen, daß Machtkämpfe nicht zum Ziele 
einer Einigung führen; dieſe Anſicht theile auch ich, und deshalb halte ich es 
für den einzig richtigen Weg der Löfung, Machtfragen zu Rechtsfragen zu 
machen, um dieſelben ſo zur Entſcheidung zu bringen. Endlich hat der Herr 
Bundeskanzler in der Commiſſion angedeutet, daß von dem durch das vor⸗ 
jährige Geſetz bewilligten Credit Gebrauch gemacht werden könne, auch wenn 
eine geſetzliche Regelung des Bundesſchuldenweſens nicht zu Stande komme; 
ich 005 zu, daß die Boͤrſe auf die juriſtiſchen Bedenken vielleicht kein ſo er⸗ 
hebliches Gewicht legen würde, der Reichstag aber würde dann in Zukunft 
vn en ein Brett treten, das ſich als Falle bewieſen hat. (Leb⸗ 
after Beifall. f 
Abg. Windthorſt: Es iſt auch mir nicht zweifelhaft, daß eine der 
erſten Forderungen die Verantwortlichkeit der Bundesorgane ſein müſſe, aber 
es ſcheint mir wichtiger, dieſelbe gegen den Bundeskanzler oder noch beſſer 
gegen ein Bundesminiſterium geltend zu machen, als gegen die untergeord⸗ 
neten Beamten. Es würde dadurch indirekt durch die Gerichte über Hand⸗ 
lungen und Anordnungen höherer Behörden entſchieden werden, und wir 
würden eine Sache auf Umwegen erledigen, auf die wir geradezu losgehen 
müſſen. Die entwickelten Gründe für den Antrag gehören in die Debatte 
eines Miniſterverantwortlichkeitsgeſetzes; wenn Sie das wollen, ſo bin ich 
dabei, für den Antrag kann ich mich aber nicht erklären. Die öffentliche 
Meinung, auf die man hingewieſen, iſt gewiß in Anſchlag zu bringen, wenn 
aber die äußere Lage unſeres Vaterlandes ſo iſt, wie ſie der Abg. Miquel 
geſchildert hat, dann zaudere ich nicht, die Mittel zur Erweiterung der Flotte 
und zur Küſtenbefeſtigung zu bewilligen, und vermeide ein Votum, das eine 
ſolche Bewilligung illuſoriſch machen muß. 0 
Abg. Tweſten: Der Widerſpruch der Conſervativen, deren Streben 
von jeher dahin gerichtet war, die abſolute Omnipotenz der Verwaltung zu 
befeſtigen, überraſcht mich weniger, als der des Hrn. Vorredners, welcher 
ſonſt den Rechtsſtandpunkt auf ſeine Fahne zu ſchreiben gewohnt iſt. Der⸗ 
ſelbe will die Frage im Ganzen geordnet wiſſen und behält fih vor, die 
Löſung derſelben in jedem einzelnen Falle abzulehnen. In derſelben Weiſe 
vertröſtet man uns ſeitens der Regierung, und handelt es ſich dann einmal 


darum, das Princip an ſich geſetzlich iengußellen, fo werden wir wieder auf 


die einzelnen Fälle verwieſen, wo ein ud eher moglich ſei. So 
haben wir in Preußen ſchon 16 Jahre auf ein Miniſterverantwortlichkeits⸗ 
eſetz umſonſt gewartet, und würden im Norddeutſchen Bunde vielleicht ähn⸗ 
liche Erfahrungen machen. Daß wir durch unſern Antrag einen Confliet 
hervorrufen, beſtreite ih. Befinden ſich die geſetzgebenden Factoren im Mir 
derſpruch, ſo kommt einfach das Geſetz nicht zu Stande; ein Conflict ent⸗ 
ſteht erſt durch einen Einbruch in die Rechte des Andern, und ein ſolcher 
wäre ſignaliſirt durch die Andeutung, als könne die Anleihe ohne geiestige 
Regelung des Schuldenweſens contrahirt werden. Für dieſen Fall würde 
es uns feilich für die Zukunft unmöglich gemacht, darüber zu verhandeln. 
Die Regierung, als der fordernde Theil, hat ſich unſern Bedingungen zu 
fügen, fo weit dieſelben in der Sache begründet ſind. Fremdartige Bedin⸗ 
ungen allerdings zu einem Geſetze zu ſtellen, mit dem ſie nicht zuſammen⸗ 
ängen, halte ich nicht für erlaubt, und darauf beziehen ſich meine Aeuße⸗ 
rungen bei der Etatsberathung, die der Herr Referent vorher unvollſtändig 
citirte. Sollte das Geſetz jetzt zu Falle kommen, fo würde die Regierung 
deshalb nicht gezwungen ſein, auf eine Erweiterung der Flotte zu verzichten. 
Sie würde ihre Forderungen im Etatsgeſetz vorlegen können und von uns 
die erforderlichen Mittel bewilligt erhalten. Die Behauptung, als ſei unſer 
Antrag im vorigen 94956 nur dadurch angenommen worden, daß wir das 
Haus damit überraſcht hätten, iſt ice he Derſelbe wurde in der Com⸗ 
miſſion und in den Fractionen durchberathen und mit großer Majorität ans 
enommen. Der Abg. Wagener, der — wie bereits erwähnt — den Dr. 
neiſt wie gewöhnlich nicht ganz vollſtändig und nicht ganz richtig citirt 
hat, ſcheint auch die civilrechtliche und criminalrechtliche Verfolgung mit 
einander zu verwechſeln; er ſpricht von der Staatsanwaltſchaft, während 
wir nur über den civilrechtlichen Anſpruch verhandeln. Aus welcher conſti⸗ 
tutionellen Doctrin der Abg. Windthorſt n hat, wenn er die Verant⸗ 
wortlichkeit nur auf die Miniſter beſchränkt wiſſen will, weiß ich nicht; in 
England hat das Parlament bekanntlich das Recht, Jeden wegen Rechtsver⸗ 
letzung zu belangen, und hat dies auch in früherer Zeit wiederholt gethan. 
Von einer Lähmung und Beſchränkung in der Freiheit der Bewegung kann 
bei einer Behörde wie die Staatsſchulden⸗Commiſſion wohl kaum die Rede 
ſein, da die geſetzlichen Beſtimmungen, an die ſie überall gebunden iſt, it 
einen auß rordentlich geringen Spielraum laſſen; in dieſer Beziehung alſo 
kann unſer Antrag, der ſich nur gegen Geſetzwidrigkeiten richtet, von nach⸗ 
theiligem Einfluß nicht ſein. 7 1 
Der vorliegende Bericht hält Fälle, in denen die Beſtimmung eine prak⸗ 
tiſche Bedeutung gewinnen könnke, für undenkbar. In Oeſterreich iſt es 
vorgekommen, daß von Seiten des Finanzminiſteriums viele Millionen 
Papiergeld mehr ausgegeben wurden, als aelehlich geſtattet war, und wenn 
auch die Integrität der preußiſchen Verwaltung bisher dreiſt jeden Vergleich 
aushalten konnte, fo iſt trotz des Geſetzes von 1820, das jede Anleihe von 
der Zuſtimmung der Stände abhängig machte, doch im Jahre 1832 die 
Seehandlungs⸗Prämien⸗Anleihe für den Staat ohne eine ſolche Zuſtimmung 
contrahirt worden. Zu den Schulden gehört ebenſowohl wie die Anleihen 
das unverzinsliche Papiergeld, und trotz der Verfaſſungsbeſtimmungen wur⸗ 
den Darlehnskaſſenſcheine ohne die erforderliche Genehmigung der Landes⸗ 
vertretung ausgegeben. Daſſelbe, was man damals zur Hebung der F 
dustrie that, könnte man ſpäter vielleicht zu anderen Zwecken wiederholen. 
Man wendet ein, es genüge, daß nach der Vetimmung der Bundesverfaſ⸗ 
fung der Bundeskanzler verantwortlich jei; dieſe Verantwortlichkeit iſt aber 
bis jetzt nur eine papierne. Die Beamten aber, ſich nicht nur ihren vor⸗ 
geſetzten Behörden gegenüber verantwortlich fühlen, ſondern für jede geſetz⸗ 
widrige Handlung ſelbſt gegen ihre Vorgeſetzten zur Verantwortung gezogen 
werden können. Es handelt fi) hier nicht um eine beiläufige nt ung 
des Be ſondern hier ift die sedes materige. Trotz kategoriſchen Wider: 
ſpruchs des Bundesraths iſt ſchon manches Geſetz fh Stande gekommen, 
auch dies wird I Stande kommen, wenn wir nur feſthalten. Auf ein Mi⸗ 
niſterverantwortlichkeitsgeſez können wir lange warten; geben wir hier nach, 
ſo wird man an unſeren Widerſtand nie mehr glauben. 5 
Bundeskanzler Graf Bismarck: Der Herr Abg. Miquel hat uns daran 
erinnert, daß er und ſeine politiſchen Freunde in ſtreitigen Fällen wohl 
nachzugeben wüßten. Ich glaube, m. H., wir, nicht blos meine politiſchen 
Freunde und ich, ſondern auch die vereinigten Regierungen haben reichlich 
den Beweis geliefert, daß ſie das auch verſtehen, Woch gageben zu rechter 
Zeit, ohne daran die Furcht zu knüpfen, der . geziehen 115 
werden, eine Furcht, die ich für eine Nationalſchwäche deutſcher Politiker 
halte, die oft die Verbeſſerung unſerer nationalen Zuſtände gehemmt hat. 
Derſelbe Redner hat aber vorbehalten, da, wo es ſich um den Aus⸗ 
bau der Verfaſſung handle, ohne Ruckſicht auf rie Einwürfe der Regieruns 
gen, die De zu ſtellen und anzunehmen, die ihm politiſch nützlich er⸗ 
ſcheinen. Dies Recht wird ihm auch gewiß von keiner Seite beſtritten wer⸗ 
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ſo lange er es in einer Weiſe betreibt, die er draſtiſch bezeichnet: „Den 
Ochſen bei den Hörnern faſſen.“ 0 muß dies Recht aber entſchieden be⸗ 
ſtreiten, ſobald es ſo geübt werden ſoll, daß andere nothwendige Maßregeln 
für den Ausbau der Verfaſſung, daß — ich kann wohl ſagen — Lebens⸗ 
bedingungen des Bundes dadurch in Frage geſtellt werden, daß man ſeine 
N an Bewilligungen heterogener Natur knüpft. Dazu halte ich 
eine Partei, der es mit dem Wohle des Ganzen Ernſt iſt, für berechtigt 
Die Bundesverfaſſung giebt dem Bunde das Recht, Anleihen zu machen; 
eine ſolche Anleihe zur weiteren Ausbildung der Marine wird im vorigen 
Jahre votirt; es wird im Schlußpaſſus dieſes Geſetzes der Bundeskanzler 
beauftragt, das Geſetz auszuführen. Mit dieſer Ausführung befindet er ſich 
noch in mora, er iſt dem allerhöchſten Befehl zur Aufnahme der Anleihe 
bisher noch nicht mac e 

Nun ſtellen Sie einen Anktag, der praktiſch die Folge hat, ſowohl den 
Verfaſſungs⸗Paragraphen wegen der Anleihe als auch das Marinegeſetz illu⸗ 
ſoriſch zu machen, falls Ihnen die Regierung nicht eine Conceſſion macht, 
falls ſie Ihrem Streben nach Machterweiterung nicht weicht und nicht Rech⸗ 
nung trägt. Es iſt die verfaſſungsmäßige Rechts⸗ und Machtſpäre, gegen 
die Sie kämpfen, und Sie wollen Ihre Abſichten durchſetzen, indem Sie — 
nach Ihrer Auffaſſung — auf das Ausland und ſeine Macht, auf mögliche 
Verwickelungen hinweiſen und implicıte drohen, das Land wehrlos zu machen 
(Murren, Widerſpruch), relativ wehrlos, der Wehrkraft des Landes nicht 
diejenige Entwicklung zu geben, welche als berechtigt und angemeſſen voraus⸗ 
Pabel war, wenn die Regierungen Ihnen nicht eine Conceſſion auf dem 

Hebiete der gegenjeitigen chtſpären machen. Wir follen von Ihnen durch 
eine Conceſſion das Recht zur Landesvertheidigung erkaufen (Heftiger Wider: 
ſpruch), fo ſteht die Frage einfach geſtellt, und einer ſolchen Zumuthung fid 
im Principe zu widerſetzen, halte ich für die erſte Pflicht einer jeden Regie⸗ 
rung, die auf die Dauer der Zuſtände rechnen will, die hier geſchaffen ſind. 
Wer bürgt mir dafür, daß Sie nicht jede andere Gelegenheit in ähnlicher 
Weiſe zu benatzen ſuchen, daß Sie nicht etwa nach Ablauf des eiſernen Bud⸗ 
gets die Diäten durchzusetzen verſuchen, daß Sie nicht ſagen: keine Armee 
oder Diäten! — und ich weiß nicht was ſonſt noch auf dieſe Weiſe zu 
erzwingen. Die Bere han Boa wäre gerade dieſelbe. Die Frage iſt auch 
auf das Gebiet der meines Erachtens ganz heterogenen Verantwortlichkeit im 
Allgemeinen geſpielt worden. 3 

ch will dabei im Vorbeigehen bemerken, ich könnte mich eher mit dem 

Princip der Verantwortlichkeit des Bundeskanzlers vor Gericht vertrau 
machen, als mit demjenigen, daß die Disciplin der Beamten dadurch gelockert 
wird, daß ihnen eine derartige Verantwortlichkeit vor Gericht aufgelegt wird. 
Damit kann eine geordnete Verwaltung nicht beſtehen. Wir gekathen jo in 
denſelben Fehler, an dem unſere Hypothekengeſetzgebung gelitten hat, die Re⸗ 
greßpflicht macht die Beamten ſcheu und unſicher. Ich würde es eher accep⸗ 
tiven, daß der Bundeskanzler unter den Kreis⸗ reſp. den Stadtrichter aeftelli 
wird, aber ich würde es dann doch für am beſten halten, den Richter lieber 
gleich zum Miniſter zu machen, zu meinem gleichverantwortlichen Collegen, 
gewiſſermaßen zu meinem conſtitutionellen Hausarzt. (Heiterkeit. Abg. 

owe: Das iſt aber doch wirklich ſtark!) Die Nothwendigkeit dieſer Ver: 
antwortlichkeit hat der Vorredner aus zwei Fällen der preußiſchen Finanz: 
geſchichte nachzuweiſen verſucht. Ich enthalte mich, auf den erſtern einzu⸗ 
gehen, da Preußen zu jener Zeit noch nicht zu der Reihe der conſtitutionellen 

tagten gehörte. Der zweite betrifft die Ausgabe von Darlehnsſcheinen im 
Juni 1866. Das preußiſche Miniſterium hat, nachdem ihm von der Landes⸗ 
vertretung erklärt war: dieſem Miniſterium keinen Groſchen, auch wenn der 
Feind vor den Thoren ſteht (heftiger Widerſpruch)! im Intereſſe der Landes 
Weh ing Geld ſich verſchafft und auf einem vollkommen conſtitutionellen 
Wege. as geſchah, wenn damals der Stadtrichter hinter uns ſaß und wir 
aus Furcht vor dem Stadtrichter kein Geld geſchafft hätten? Was geſchah. 
wenn wir es darauf ankommen ließen, daß, wie aus dem Finanzminiſterium 
damals erklärt wurde, in 8 oder 14 Tagen das Geld nicht mehr vorhanden 
ſein würde um die Bataillone auszuzahlen? \ 

Wir hätten unſere Hände in Unſchuld gewaſchen, auf den Stadtrichter 
gewieſen und unſere Gegner fo lange rüften laſſen, bis es für uns zu jpät 
war, und wir ſtänden heute unter den Ordnunnänzen des Bundestages mit 
einem beträchtlich verminderten Staatsgebiet. Die Regierung hat aber den 
Muth gehabt, das Geld zu ſchaffen und man würde beſſer thun, dieſen Muth 
anzuerkennen, anſtatt das als eine der Anklage würdige Handlung uns hier 
vorzuhalten. Wir haben dem Kreisrichter gegenüber den Staat gerettet. 
Aber wir haben ſpäter für dieſe Geldausgabe Indemnität verlangt und er⸗ 
halten, das kann in jedem Staate vorkommen und iſt auch jetzt uicht ausge: 
ſchloſſen. Wenn die ſchwarze Vorausſetzung des erſten Redners richtig iſt 
— ich weiß es nicht, ich kann darüber nicht urtheilen (Heiterkeit) —, jo würde 
doch der Bund in der Nothwendigkeit ſein, ſich Geld zu verſchaffen; wenn 
er es nicht beſchafft, jo muß der preußiſche Staatsjädel für ihn einftehen ; 
ob das den Preußen gerade lieb ſein wird, weiß ich nicht, aber geſchafft muß 
es werden. Da weiß ich nun nicht, ob eine Anleihe 195 erlangen wäre, es 
ſei denn, daß der Bundeskanzler es wieder auf ſeine Verantwortung nimmt, 
in Hoffnung auf künftige Indemnität das Geld zu ſchaffen. Wenn man 
aber für jede Handlung der europäiſchen Politik riskiren muß, mit feiner 
Perſon und feinem Vermögen vor eirem — Ae wenigſtens — nicht 
e Richter ſich rechtfertigen 7 müſſen, ſo wird man vielleicht 
vorſichtiger. Denn es iſt ganz unmöglich, dem Richter das volle Bewußt⸗ 
ſein der Situation zu geben, ihm den 1 rilge Moment zur vollen An⸗ 
ſchauung u bringen, die nur Der haben kann, der fie Jahre hindurch Mi: 
nute für Minute durchlebt hat. (Zuſtimmung rechts.) 

Was würden die Herren ſagen, wenn von Seiten der Bundesregierungen 
der Spieß umgedreht würde? Sie ſetzen bei dieſen ein lehhafteres Intereſſe 
für die Flotte voraus, als Sie ſelbſt documentiren. Aber iſt es wirklich eine 
ganz nothwendig begründete Vorausſetzung? Was würden Sie denn 9 
wenn wir bei Ihnen dieſen höheren Grad von Patriotismus vorausſeßten 
und ſagten: Sie bekommen gar keine Flotte, wenn Sie uns nicht dieſe oder 
jene conſtitutionelle Conceſſton machen, keine Flotte oder keine Telegraphen⸗ 
Einrichtung, wenn Sie nicht in eine Beſchraͤnkung der Redefreiheit oder eine 
. en des Militärbudgets willigen? Würde ſich ein ſolches Verhalten 
in Ihren Augen wohl rechtfertigen? Im Kleinen würde es ein analoges 
Verhalten der Regierungen ſein, wenn wir zu irgend einer Ortſchaft ſagten: 
wir hätten vielleicht die Abſicht, euch ein Telegraphenamt einzurichten, aber 
ſo lange euer Abgeordneter im Reichstage ſo ſtimmt, haben wir das Geld 
nicht übrig. Das würden Sie aber doch — ich will einen milden Ausdruch 
gebrauchen — wenigſtens nicht hübſch Ruben (Heiterkeit), M. H., ich halte 
es wirklich für nicht rathſam, daß wir hier 9 Monate nach Verkündigung der 
Verfaſſung nicht mit deren Weiterbau beſchäftigt find, ſondern mit einem 
hartnäckigen Principienkampfe auf den Zinnen der Mauern, die aber erſt den 
Erdboden zu überſchreiten anfangen. 5 

Ob dieſe Zinnen das ſchon vertragen, ob es nicht nützlich wäre, wenn 
Sie einiges Erſtarken derſelben abwarteten, das wage ich hier nicht zu ent⸗ 
ſcheiden, weil ich nicht in die Zukunft ſehen kann. Aber eine gewiſſe Sorge 
beſchleicht mich, wenn ich ſehe, wie Sie die Mühen und Arbeiten der ver⸗ 
gangenen Jahre, dieſe ungewöhnlichen glücklichen Ereigniſſe, dieſe bewunde⸗ 
rungswürdigen Leiſtungen tapferer Heere nach 9 Monaten völlig als alte 
römiſche Geſchichte behandeln (Heiterkeit) und allein ſich noch damit beichäf- 
tigen, Machterweiterungen durchzuſetzen und den 1 Augenblick, wo die 
Regierung in Verlegenheit iſt, dazu zu benutzen, um ihr eine Conceſſton ab: 
zugewinnen. Es wird ſich dazu eine andere Gelenheit finden, ſie wird nicht 
ausbleiben; laſſen Sie aber die Fundamente des Gebäudes ſich erſt feſt legen. 
Durch die Annahme dieſes Amendements ſtellen Sie uns zwiſchen die trau: 
rige Alternative: keine Verbeſſerung der Flotte oder ein Conflict. Die Ver⸗ 
antwortlichkeit für die Stellung dieſer u i ; 
deten Regierungen ablehnen und fie denen zuſchieben, die zu einem fo nütz⸗ 
lichen Gejehe ein Amendement geſtellt haben, das nur auf Erweiterung der 
Macht des Reichstages abzielt, die den Regierungen abgedrungen werden 
ſoll. Ich kann nur wiederholen, was ich in der Commiſſion geſagt habe: 
wird das Amendement angenommen, fo ziehe ich im Namen der Regierun⸗ 
gen den gamen Geſetzentwurf zurück. (Beifall rechts.) 

Ein Antrag auf Schluß wird abgelehnt. - 

Abg. Graf Münſter erklärt, daß er die Unterſtützung, die er im vorigen 
Jahre dem Antrage gewährt, jetzt zurückgezogen habe, weil das Bedürfniß, 
den Credit des Bundes zu ſtärken, damals dringender geweſen und jetzt ein 
anderes und beſſeres See vorliege als damals. Eine finanzielle Autorität 
> Roth ſchild) habe verſichert, daß er die eg Braut es norddeut⸗ 
chen Bundescredits auch ohne dieſe Beſtimmung an fein liebendes Herz 
drücken werde. Heute bezwecke der Antrag nur, die Miniſterverantwortlich⸗ 
keit durch eine Hinterthür einzuführen. Für eine ſolche würde auch er ſtim⸗ 
men, aber nicht für eine Beſtimmung, die den Bund erſchüttere. 

i Abg. Hänel (für den 15 17): Der Bundeskanzler iſt immer verantwort⸗ 
lich auch für die Unterlaſſung den Beamten gegenüber. Es fehlt nur die 
Beſtimmung des Forums. Das Amendement enthält alſo nichts Neues 
ſondern formulirt nur ein uns zuſtehendes Recht. Die Decharge (Art. 16 
— nicht eine einfeitige fein, der Reichstag, der fie verſagen kann, muß fi 

auch das Recht der Anklage ſichern. Das Geſetz von 1820 kannte nur eine 
Decharge als Begutachtung der Stände, erſt das von 1850 eine wirkliche. 

Die Generaldiscuſſion wird geſchloſſen und Ref. v. Blanckenburg be 
kämpft die Gegner inter feinen Vorrednern. Unter großer Heiterkeit des 


den 


Alternative muß ich von den verbün⸗ 


Hauſes behauptet er, daß die Aufforderung, den Stier nicht bei den Hörnern 
zu faſſen, mit einem Seitenblick auf ihn ausgeſprochen und exinnert daran, 
Bas a heute zum erſten Male die Fahne des Bundes im Saale ans 
gebracht jet. 

Die Specialdiscuſſion berührt nur den § 17. Abg. Meier 
(Bremen) ertlärt, denſelben als praktiſch irrelevant und für die Börſe gleich⸗ 
giltig. Seinetwegen werde an der Boͤrſe eine Bundesanleihe nicht % böher 
ſein, und er bedauere daher, daß der Bundesrath ihn nicht angenommen 
habe, noch mehr aber, daß der Bundeskanzler die Zurückziehung der Vor⸗ 
lage eventuell angekündigt und dadurch einen Druck auf die freie Entſchlie⸗ 
ßung ausgeübt habe. (Sehr richtig!) An einem etwaigen Conflict würden 
beide Theile Schuld ſein; er (der Redner) werde, um ihn zu vermeiden, 

e 772 den § 17 ſtimmen. (Dem Vernehmen nach tritt Abg. Meier in 
% ge feines Votums aus der Fraction der National⸗Liberalen aus.) 

Abg. Lasker (für $ 17). Der Börſe, wenn ſie nur ihr Geſchäft macht, 
iſt es ganz gleichgültig, ob der Paragraph in dem Geſetz ſteht oder nicht und 
ihre Moral kann für dieſe Verſammlung nicht maßgebend ſein. Die 
Lage des Reichstags im Falle der Nichtertheilung der Decharge iſt ohne den 
$ 17 eine unwürdige und das in ihm enthaltene Recht zu erobern iſt nicht 
illoyal. Ein Minister wird den andern nicht verfolgen das würde etwas Uns 
ihönes haben: nehmen wir es ihm ab! Der Herr Bundeskanzler hat ſich in 
der ER jo mäßig gehalten, daß wenigſtens dadurch die Sache nicht ver⸗ 
ſchlechtert worden iſt; nicht fo im Inhalt. (Heiterkeit), Das Abgeordneten⸗ 
haus hat die Mittel zur Vertheidigung des Landes nicht verweigert. (Eine 
Stimme rechts: Da hort es doch aber auf! Abg. Lasker: War das eine 
Aeußerung, auf die ich Rückſicht zu nehmen habe? Präſ. Simſon: Ich bitte 
die Zwiegeſpräche zu unrerlaflen.) Niemals find die Geldmittel verweigert, 


weder vom Abgeordneten⸗ noch vom Herrenhauſe. (Heiterkeit). Dies iſt auch 


anerkannt worden in der Denkſchrift, welche die Auflöſung des Hauſes recht⸗ 
fertigt. Bei der Diätenfrage hat man aus Patriotismus den Kampf unaus⸗ 
gekämpft gelaſſen, aber aus demſelben Grunde wird man nicht auf den Wunſch 
eines Miniſters auf die freiheitliche Entwickelung verzichten. Vom Conflikt 
zu ſprechen, d. h. von einem Einbruch in die Verfaſſung würde eine Unhöſ⸗ 
lichteit gegen das Bundespräſidium ſein, das doch gewiß die verfaſſungsmäßi⸗ 
gen Wege gehen würde, um die Frage auszutragen. N > 

Daß auch nur die Moglichkeit ausgeſprochen werden konnte, die Anleihe 
ohne dies Geſetz zu machen, iſt zu bedauern. Die Behauptung, der § 17 
mache das Land wehrlos, ſpeculirt auf die Schwachen; das Etatsgeſetz ſchützt 
gegen Wehrloſigkeit zur Genüge. Denſelben Vorwurf kann Redner gegen 
den Bundeskanzler denken, ihn auszuſprechen würde er nie gewagt haben. 
Bisher hat er geglaubt, daß das Genie eines Staatsmannes über die Feu 
der Parteien als eine untergeordnete hinwegzuheben vermöge; aber heute 
überzeugt er fi, daß, um die „altfränkiſche“ Tradition der Büreaukratie zu 
retten, die konſervativen Grundſätze in der That bis zur Gefährdung dem 
Vaterlande zum Schaden gereichen können. (Sehr gut!) In der Commiſſion 
iſt vom Vertreter des Bundesraths die für mich unverſtändliche, horrende 
Aeußerung gethan, daß der § 17 die Verfaſſung ändere. (Unruhe rechts.) 
Daß ich fie nicht verſtehe, iſt doch meine Schuld! Die gerühmte Einſtim⸗ 
migkeit in dem Beſchluſſe des Bundesrathes war wohl das Reſultat langer 
Berathungen und das Product ihres Druckes. Beim Budget werden wir 
zeigen, daß wir die Mittel für die Flotte gewähren wollen. E 

Graf Bismarck: Der Bundesrath brauchte nur wenige Minuten, um 
zur Einſtimmigkeit zu gelangen. Das „Führungs⸗Atteſt“, das den Parteien 
des aufgelöſten Abgeordnetenhauſes ertheilt worden, kann wohl auch eine 
parlamentariſche Höflichkeit geweſen fein; denn höflich bin ich immer, wenn 
ich nicht gereizt werde. Vielleicht habe ich mich auch geirrt. . edel 

Bundescommiſſar Hoffmann (Hefien) leugnet die praktiſche De behind 
des § 17; das Recht, das er gewähre, komme eher den Gläubigern zu un 
die Mitglieder konnten durch Betheiligung an der Anleihe ſich ein Recht auf 
dies Recht verſchaffen. Ob es der Würde des Reichstags entſpreche, Diffe⸗ 
1 mit der Executive durch das Gericht auszutragen, ſei zweifelhaft, zu⸗ 
mal es an jeder Garantie fehle, daß die Entſcheidung im Sinne der ankla⸗ 
genden Majorität ausfallen werde. . 5 

Es wird abgeſtimmt und zwar namentlich; das Amendement Miguel 
(817) wird mit 131 gegen 114 Stimmen angenommen. Für das Amen⸗ 
dement ſtimmen die Abgg. v. Aehrenfeld, Albrecht, Aßmann, Ausfeld, Dr. 
Bähr, Bail, Dr. Baldamus, Bebel, Dr. Becker (Dortmund), Becker (Olden⸗ 
burg), v. Bennigſen, Dr. Bernhardi, Dr. Blum (Sachſen), Dr. Bock, von 
Bodum = Dolff, Dr. Böckel, Braun (Hersfeld), Dr, Braun (Wiesbaden), 
Bruch, v. Buchowski, Buddenberg, v. Bunſen, v. Chlapowski (Koſten), Cor⸗ 
nely, v. Czarlinski, Deu Graf zu Dohna, Duncker, Dr. Endemann, Engel 
Wan Dr. Engel (Schleiden), v. Forckenbeck, Forkel, Ur. Francke, Fries, 

omme, Dr. Füling, Gebert, Genaſt, Goddertz, v. Graeve, Grumbrechk, Dr, 
Hanel, Ha en, Hantelmann, Harkort, Dr. Harnier, Hausmann, v. Heinemann, 
Graf Henckel b. Donnersmarck, v. Hennig, Heubner, Heyl, 

inrichſen, Hoffmann, Dr, Holzer, Hofius, Frhr. v. Hoverbeck, Dr, Hüffer, 

enſen, Jordan, Jüngken, Kantak, Keller, v. Kirchmann, v. Kleinſorgen, 

napp, Kraß, Kraus, Kreutz, Krieger (Poſen), Graf v. Kwilecki, Lasker, Lautz, 
Leiſtner, Leſſe, Lette, Lienau, v. Los, Löwe, Dr. Lorentzen, zur Megede, 
Dr, Meyer (Thorn), Miquel, Müller (Stettin), Dr. Müller (Lauban), Neu⸗ 
bronner, Oeſterreich, Dr. Oetker, Ohm, Pauli, Pilaski, Pagge, Pohlmann, 
Proſch, v. Puttkammer (Frauſtadt), v. Puttkammer (Sorau), v. Radkiewicz, 
Redeker, wn Reincke, Röben, Römer, Rohland, Roß, Runge, 
Ruſſel, Schaffrath, läger, Schleiden, Saul v. Schweitzer, Simſon, 
Sombart, Stavenhagen Hale Stephani, Techow, v. Thünen, Tweſten, 
v. Unruh (Magdeburg), Wachenhuſen, Wachler, Wagner (Altenburg), Wal⸗ 
deck, Weber, Weigel, Weißich, Wiggers (Berlin), Wiggers (Roſtock); gegen 
das Amendement ſtimmten die beiden conſervativen Fractionen, außer⸗ 
dem u. A. v. Bernuth, v. Bethmann⸗Hollweg, Blum (Köln), Camphauſen 
Reuß), v. Dornberg, v. Eckardſtein, Evelt, Gitzler, Keyſer, Pr, Künzer, 
Meier (Bremen), v. Patow, v. Rabenau, v. Rothſchild, v. Schwartzloppen, 
v. Binde (Olbendorf), Windthorſt, v. Zehmen. g fi 
Es fehlten 52 Abgeordnete, u. a. Graf Baudiſſin, Blömer, Camphau⸗ 
ſen (Kreuznach), Conrad, Heier Got, Gommelshauſen, Günther (Sad: 
ien), Jäger, Kanngießer, Liebknecht, v. Mallinckrodt, Mammen, Meulenbergh, 
Nebelthau, Oehmichen, Planck, v. Proff⸗Irnich, Rang, Reeder, Riedel, Salze 
mann, v. Saucken, Schraps, Schreck, Schwarze, Graf Schwerin, v. Vincke 
(Mörs) und Dr, Wigard. 

Graf Bismarck: Im Namen des Präſidiums und in Uebereinſtimmung 
mit den darüber im Bundesrath gefaßten Beſchlüſſen ziehe ich die Ge⸗ 
ſeßesvorlage zuruck. (Beifall rechts.) 

Schließlich wird die Siſtirung des Strafverfahrens gegen den 
Abg. Duncker (Antrag Löwe) einſtimmig genehmigt, nachdem Neferent 
r. Bähr vom Präſidenten daran erinnert worden iſt, daß bei der Motivi⸗ 
rung des Antrages ein Eingehen auf den Gegenſtand der Baß eingeleiteten 
Fi bie de 99 5 zuläſſig ſei. Den Beſchluß machen Wahlprüfunn⸗ 
gen o . . 

Schluß 3% Uhr. Aue, h Freitag 11 Uhr. T.⸗O. Geſetz, betr. 
die Abgabe von Branntwein in Hohenzollern, Poſtvertrag mit Belgien, Ta⸗ 
baksſteuer in Oberheſſen und ein Petitlonsbericht. 


Berlin, 22. April. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat Ihrer 

3 Shit der Kronprinzeſſin von Sachſen den Luiſenorden ne Abthei⸗ 
erliehen. 

Er. Majeftät der König hat den Landrath Frhrn, v. d. Heydt in Eupen 

zum Landrathe des Kreiſes Eſſen im Regierungsbezirk Düſſeldorf; und den 

Kreisrichter Teuſcher aus Tempelburg zum Staats⸗Anwalt in Neuſtettin 


ernannt. N 
Se. Majeftät der Kon hat am 21. April d. J., Nachm. um 4 Uhr, im 
biefigen Palais dem an Allerhöchſtihrem Hofe beglaubigten außerordentlichen 
ſandten und bevollmächtigten Miniſter der ottoman. Pforte, Arifta: 
Bey, eine Privataudienz ertheilt und aus deſſen Händen ein Schreiben Sr. 
Majeſtät des Sultans entgegengenommen, wodurch ir in der gedachten 
Eigenſchaft zugleich beim Norddeutſchen Bunde beglaubigt worden iſt. 
Der als Hilfsarbeiter im Handels⸗Miniſterium beit Finanz⸗Aſſeſſor 
Dr. Stüve zu Berlin it zum königl. Regierungs⸗Aſſeſſor ernannt worden. 
Berlin, 22. April. [Se. Maſeſtät der König] empfingen 


Se. koͤnigl. Hoheit den Prinzen Adalbert vor Hoͤchſtdeſſen Abreiſe nach 


geht, v. Hilgers, 


1 


England, den Polizei-Präfiventen v. Wurmb, den General v. Schlot⸗ 


heim, Chef des Generalſtabes VIII. Armee⸗Corps, und militärische 
Meldungen im Beiſein des Gouverneurs und des Commandanten; und 
nahmen den Vortrag des Civil⸗Cabinets, ſowie der königl. Schloßbau⸗ 
Commiſſion im Beiſein Sr. Excellenz des Hausminiſters entgegen. 
Zur Tafel begaben die Majeſtäten Allerhöchſtſich nach Charlottenburg 
zu Ihrer Majeftät der Königin Eliſabeth. 

(Ihre Majeftät die Königin! beſichtigte geſtern das neue 
deutſche Gewerbe⸗Muſeum und die damit verbundenen Lehrräume. 

[Ihre Majeſtät die Königin) wird am 3. Mai über Koblenz 
und Karlsenhe nach Baden reiſen und daſelbſt vom 6. Mai an auf 
einige Wochen Ihre Kur gebrauchen. (St.⸗A.) 
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= Berlin, 22. April. [Die heutige Sitzung des Reichs⸗ 
4 ages] war ganz ſicher die bemerkenswertheſte, welche dieſe Körper: 

haft bisher zu regiſtriren hatte. Die liberale Majorität hat ihre For: 

derung in Bezug auf die Garantien für die Verwaltung der Bundes⸗ 
ſchulden durch Annahme des Amendements Miquel feſtgehalten; die Zu⸗ 
rückziehung des Geſetzentwurfes in Folge der Abſtimmung iſt kein Un 
glück, in dringendem Falle werden ſich die Bundesregierungen doch dazu 
verſtehen, eine Conceſſion zu machen, welche von dem Standpunkte des 
N Rechtsſtaates unerläßlich iſt. Die Vertheidiger des Amendements, na⸗ 

mentlich die Abg. Miquel und Tweſten, haben die Gründe für das⸗ 
ſelbe in fo klarer, leidenſchaftsloſer und objectiver Weiſe dargelegt, daß 
es kaum der dürftigen Angriffe unter den landläufigen Ausfällen auf 
den Liberalismus von Seiten der Abg. Wagener (Neu⸗Stettin) und 
v. Blanckenburg bedurft hätte, um die Annahme des Antrages zu 
bewirken, obſchon ſie das Ihrige dazu redlich beigetragen haben. Graf 
Bismarck fühlte ſich, das konnte man ſeiner Redeweiſe und ſeiner 
ganzen Haltung anmerken, unbehaglich, zum erſten Male ſtützte er ſich 
in dieſer Verſammlung auf — die Conſervativen, und viele Geſichter 
der rechten Seite des Hauſes, die bis dahin griesgrämig dreinſchauten, 
leuchteten hell auf, als der Bundeskanzler rühmte: „Ich und meine 
dolitiſchen Freunde, wir haben gezeigt, daß wir nachzugeben wiſſen.“ 
Von ſich kann Graf Bismarck das wirklich, und ſicher nicht zu ſeinem 
Schaden rühmen, was aber ſeine „politiſchen Freunde“ betrifft, ſo hat 
es bei denen mehr als einen moraliſchen Druck erfordert, um ſie zum 
Nachgeben zu bewegen! — Die Nationalliberalen aber haben heute ge⸗ 
zeigt, daß ſie in ernſten und wichtigen Dingen wohl wiſſen, die In⸗ 
tereſſen des Volkes feſt zu halten und die Rechte des Reichstages in 
vollem Umfange zu wahren. Es werden nun wohl noch am Freitag 
und Sonnabend Plenarſitzungen ftattfinden und dann wird die Ver: 
tagung bis zum Schluß des Zollparlaments eintreten. 

[Die Eröffnung des auf den 27. d. Mts. einberufenen Zoll: 
arlaments!] findet an dieſem Tage um 1 Uhr Nachmittags im Weißen 
aale des königl. Schloſſes ſtatt. 

Zuvor wird ein um 12 Uhr beginnender Gottesdienſt 

1 die evangeliſchen Mitglieder in der Kapelle des königl. Schloſſes, 

ür die katholiſchen Mitglieder in der St. Hedwigs⸗Kirche 
abgehalten werden. 

Die weiteren Mittheilungen über die Eröffnungs⸗Sitzung werden in dem 
üreau des Zollparlaments Seipsigerituaße 5, am 25. und 26. d. M. in 
den Stunden von 9 Uhr are is 8 Uhr Abends und am 27. in den 

orgenſtunden von 8 bis 10 Uhr offen liegen. 

In dieſem Büreau werden auch die Legitimationskarten für die Eröffnungs⸗ 
Sitzung ausgegeben. 

Manheim, 22. April. [Verurtheilung.] Der verantwort⸗ 
iche Verleger der „Neuen badiſchen Landeszeitung“, J. Schneider, iſt 
eſtern von der Strafkammer wegen Gefährdung des conſtitutionellen 
Staatslebens des Großherzogthums Baden und der öffentlichen Ruhe 
und Ordnung zu dreimonatlicher Feſtungshaft und 300 Gulden Geld: 
buße verurtheilt. 


Mer 


Deſterreich. 

Wien, 22. April. [Diplomatiſche Veränderungen.] Die 
„Deſterreichiſche Correſpondenz“ meldet folgende Veränderungen in der 
öſterreichiſchen Diplomatie: Graf Karnici, bisher Geſandter in Stock⸗ 
holm, in gleicher Eigenſchaft nach Madrid; Graf Mülinen, bisher 
Botſchaftsrath in Paris, zum interimiſtiſchen Geſchäftsträger in 
Petersburg an Stelle des zurücktretenden bisherigen Geſandten Grafen 
Revertera⸗Salandra. Legations⸗Rath Vetzera, bisher Legations⸗ 
Sekretär in Konſtantinopel, gleichfalls als Botſchaftsrath nach Peters— 


burg. Baron Bruck, bisher Legationsrath in Florenz, iſt zum Geſchäfts⸗ 2 


träger in Darmſtadt beſtimmt. Graf Hoyos geht als Botſchaftsrath 
nach Paris; Baron Walterskirchen, bisher Legations⸗Secretär in Berlin, 
als Legationsrath nach Florenz; Baron Münch-Bellinghauſen, bisher 
Botſchafts⸗Secretär in London, als Legationsrath nach Berlin; von 
Haymerle als Legationsrath nach Konſtantinopel. Die Legations⸗ 
. Fürſt Yſenburg nach Stuttgart und Graf Wolkenſtein nach 
ondon. 

Wien, 22. April. [Handels vertrag. — Concordat. — 
Aus Griechenland.] Heute erfolgt hier die Unterzeichnung des 
öſterreichiſch-engliſchen Handelsvertrages. — Die „Neue freie Preſſe“ 
will wiſſen, daß Baron Meyſenbug ſich nicht eher in außer⸗ 
ordentlicher auf die Concordatsfrage bezüglichen Miſſion nach Rom 

begeben werde, als nach der durch den Kaiſer erfolgten Sanction 
der confeſſtonellen Geſetze. — Nach demſelben Blatte wird in der 
Regierung nahe ſtehenden Kreiſen die feſte Ueberzeugung ausge⸗ 
ſprochen, daß die Wehrfrage im Sinne der Aufrechthaltung der Ein⸗ 
heit des Heeres ihre Löͤſung erhalten werde. — Der „Wanderer“ 
ſoricht die Befürchtung vor einem Handſtreiche der griechiſchen Actions: 
partei im türkiſchen Archipel aus und meldet, daß zu deſſen Verhütung 
ein franzöſiſches und ein türkiſches Geſchwader dort kreuzen. 

Wien, 22. April. [Kronprinz⸗Rudolfbahn.] Die „Neue 
freie Preſſe“ meldet: Ein Conſortium, an deſſen Spitze die Anglo- 
Oeſterreichiſche Bank ſteht, hat die zweite Serie von Papieren der 
Kronprinz-⸗Rudolfbahn übernommen. Dieſelbe beſteht aus 14 Millionen 
Gulden Actien und 14 Millionen Prioritäten. Die Ausſchreibung 
einer Subſeription auf die 14 Millionen Actien ſteht bevor. 

Ofen, 22. April. [Ihre Majefät die Kaiferin] iſt heute 
Morgen 5 Uhr von einer Prinzeſſin entbunden worden. 


Geſetzgebung, Verwaltung und Rechtspflegi. 


Die gegen Julie von Ebergenyi. 
+o+ Wien, 22. April. Um 9 Uhr Vorm. wurde mit der Schlußver⸗ 

handlung begonnen. In 
Schon in den früheſten Morgenſtunden hatten ſich Neugierige aller Stände 
fo zahlreich eingefunden, daß die aufgeſtellte und verſtärkte Haus: und Militär- 
olizeiwache vollauf N thun hatte, um einem allzugroßen Andrange Einhalt 
zu gebieten. — Der Verhandlungsſaal ift dicht gerät, nicht minder ſind es 
die anſtoßenden Säle; ja ſelbſt der für Richter, Vertheidiger und Beamte des 
Hauſes ofien gelaſſene Berathungsſaal. 
m 9 Uhr wird die Angeklagte — 
den Saal geführt, fie trägt genau jene oilette, in welcher fie in München 
geſehen wurde. — Schwarzes mit weißer Seide abgenähtes Seidenkleid, die 
8 e Mantille, einen Aſtrachan⸗Pelz, einen runden Hut mit A 
braebänge und Broche von Cmaile mit Todtenköpfen aus Elfenbein ge: 
ſchnigzt, an einem Knopfe der Mantille ein Schlickpfeiſchen befeftigt. — Ihr 
Aus ehen zeugt von innerer Ruhe; ja ſogar von N — Sie läßt 
ſichder e auf der Anklagebank an der Seite ihres Begleiters, der Escorte, 


Bald hierauf tritt der Vertheidiger Dr. Neuda ein, die Angeklagte unter⸗ 
hält ſich lebhaft mit ihm bis zu dem Momente, wo der öffentliche Ankläger 
St.⸗A. Schmeidel in den Saal tritt. — Bald nachher folgt der Gerichts⸗ 
daß unter Vorſitz des Landes⸗Gerichtsrathes und Präſtdirenden dieſer Ver⸗ 


ulie Ebergenyi — unter Escorte in 


andlung v. Giuliani. a 
Der Schriftführer verlieſt den (im Morgenbl. bereits mitgetheilten) An⸗ 
gebeſchluß 


Der Präſident verzeichnet die Generalien der Angeklagten, richtet an dieſe 
die üblichen Ermahnungen, erinnert den Vertheidiger nichts gegen das Geſetz 
und gegen ſein Gewiſſen vorzubringen, belehrt auch die Zeugen über die 
Wichligkeit einer gerichtlichen Ausſage und ladet den Staatsanwalt ſodann 
ein, die Anklage zu entwickeln. f 

Unter lautloſer Stille beginnt dieſer: ‘ 

Mathilde Ruef, die Tochter bürgerlicher Eltern und am 16. Mai 1833 zu 
55 chen geboren, hatte die S 8 e zu ihrem Lebensberufe gewählt, 
und war Ende der Fünfzigerjahre 158 der 


in 
inzer Bühne. 
Damals lernte ſie den zu Offizier in 


1 
inz a Garniſon befindlichen 
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Grafen Guſtav Chorinski kennen, und es entſpann ſich zwiſchen Beiden ein 
intimes Verhältniß. 5 

Scheinbar nahm daſſelbe einen günſtigen Verlauf, indem beide im Jahre 
1860 zu Rom am Ziele ihrer Wünſche Fanden und die Kirche ihren Bund 
für's Leben ſegnete; ich ſage ſcheinbar, denn factiſch hatte ſchon das intimere 
Verhältniß, der geſchloſſene Herzensbund hingereicht, das Leben des jungen 
Weſens zu vergiften; — daß ſie Frau geworden, mußte fie mit jener un: 
glücklichen Kataſtrophe büßen, welche der Gegenſtand ſchwerer Indicatur, meine 
Herren! ſein wird. — Nur ganz kurze Zeit währte das eheliche Gluck. — 
Schon im Jahre 1864 finden wir die von ihrem Gatten verlaſſene Gräfin 
Mathilde Chorinski im Hauſe ihrer Schwiegereltern hier in Wien. 

Ich will mich nicht des Weiteren in einer Schilderung des Charakters der 
4 ee Gattin, nicht in eine Beleuchtung des Verſchuldens des Gatten 
ergehen. . 5 

Die Gräfin Mathilde Chorinski fand liebevolle Aufnahme im Hauſe ihrer 
Schwiegereltern. x 

Es werden im Laufe der Verhandlung Briefe zur Kenntniß des hohen 
Gerichtshofes kommen, welche zur Genüge das intime auf Achtung und Liebe 
gegründete Verhältniß beurkunden, das zwiſchen der Gräfin Mathilde Cho⸗ 
rinski und ihren mit Recht hochgeachteten Schwiegereltern ſtattfand. 

Der Name und Charakter dieſer Schwiegereltern, die hohe Achtung, welche 
denſelben ausnahmslos gezollt wird, ſprechen beredter für die Gräfin Ma⸗ 
thilde Chorinski, als dies mein Mund vermochte. — Auch dieſes Aſyl gönnte 
der pflichtvergeſſene Gatte ſeiner unglücklichen Gattin nicht. a 

In Folge einer am Schlachtfelde erlittenen Verwundung nach Wien zu: 
rückgekehrt, machte er es zur Bedingung ſeines Aufenthaltes im elterlichen 
Hauſe, daß ſeine Gattin daſſelbe verlafe. 

Den Eltern, dem Sohne und Gattin die Möglichkeit zu verſchaffen, Pflege 

zu geben und zu erhalten, verließ Gräfin Mathilde Chorinski im Sommer 
1866 jene Schwelle, innerhalb deren ſie bis dahin geweilt und jenen Auf⸗ 
enthalt, der ſie, wenn auch die Flammen ihres Herzens nicht zu ſtillen ver⸗ 
mochte, wenigſtens in den Augen der Welt rehabilitirt hatte, und ſuchte allein 
und verlaſſen neuerdings eine Heimath. 
„Nach kurzem Verweilen in anderen Staaten, nahm ſie im Auguſt 1866 
ihren bleibenden Aufenthalt in München, wo fie ſich ſeit October 1867 bei 
der F Eliſe Hartmann, Amalienſtraße Nr. 12 einge⸗ 
miethet hatte. 

Am 20. und 21. November 1867 empfing Gräfin Mathilde Chorinsli, 
welche in ihrer Wohnung als Baronin Ledske bekannt war, den Beſuch einer 
Dame, von welcher ſie ſich mehreren Perſonen gegenüber äußerte, daß dieſelbe 
aus Wien von guter zn und bon ihrem Mom, der fie ſchlecht be: 
handle und ihren Brillantenſchmuck verſetzt babe, geſchieden ſei. 

Einer Zeugin theilte die Gräfin Chorinski ſogar mit, daß ſie die fremde 
Dame in das Theater eingeladen, ſie jedoch die Fremde zu Thee gebeten habe. 

„Der Abendthee fand bei der Gräfin Chorinski am 21. November 1867 
wirklich ſtatt, und die Umſtände dieſer Thee⸗Viſite werden Ihnen, meine Her⸗ 
ren, im Laufe der Verhandlung bekannt werden. 

Sie werden erfahren, daß die fragliche fremde Dame am Abende des 
21. November von beiläufig 4 bis 7 Uhr bei der Gräfin Chorinski in 
deren Wohnung war, daß die Gräfin Chorinski noch um 6 Uhr die Zeugin 
Fanni Hartmann um deren Operngucker erſuchte; dies war das letzte Mal, 
daß Gräfin Chorinski von Zeugen lebend geſehen wurde. 5 

Sie werden erfahren, daß dann nach Entfernung der Zeugin Fanni Hart⸗ 
mann die fremde Dame um 47 Uhr zu der Eliſe Hartmann kam, dieſelbe 
erſuchte, ihr zum Zwecke des Theaterbeſuches eine Droſchke zu holen, daß 
Eliſe Hartmann dieſen ihren Wunſche nachkommend, ane Minuten 
aus der Wohnung abweſend war und bei ihrer Rückkehr die E 2 der 
Gräfin Chorinski ſchon verſchloſſen fand, ſo daß ſie ſich dachte, die beiden 
Damen haben ſich ſchon entfernt. 

Freitag, den 22. November zeigte ſich Gräfin Chorinski nicht; dieß fiel 
nicht auf, weil die Familie Hartmann vermuthete, daß ihre Partei ſich bei 
der fremden Dame befinde und ihrer Nachhauſekunft deshalb kein beſonderes 
Fr du wurde, da die Gräfin Chorinski ihren eigenen Haus⸗ 
ſchlüſſel hatte. 

Als dieſelbe jedoch am Sonnabend, den 23. November nicht zum Vor⸗ 
ſchein kam, und Elife Hartmann, welche in Sorge um ſie ſich in den vier 
Jahreszeiten erkundigt hatte, dort erfuhr, en; die fremde Dame ſchon Don: 
nerſtag, den 21. Abends, nach Wien abgereiſt war, erwachte in der Frau 
artmann der Verdacht, daß es hier nicht mit rechten Dingen zugegangen 
ei; — ſie wandte ſich an die Polizei, bei dem Umſtande, als die Thüre des 
F der Gräfin Chorinski von außen verſperrt war, und der Schlüſſel 
ehlte, drang man zuerſt mittelſt einer ſonſt nicht benützten Thüre in die 
Wohnung der Gräfin Chorinski ein, und fand dieſelbe bereits todt zwiſchen 
Kanapee und dem Tiſche liegen. i 

Die näheren Details dieſer Situation werden Ihnen, meine Herren, im 
Bay der Verhandlung klar werden. 5 

elbſtverſtändlich mußte bei dem Ungewöhnlichen und ganz Befremdenden 
dieſes Todesfalles die Obduction der Leiche veranlaßt werden. — Aus der 
Obdustion ergab ſich der dringende Verdacht einer e e Vergiftung. 
— Dieſer Verdacht wurde durch die chemiſche Analyſe der Leichentheile zur 


Gewißheit. } 

Es werden 9 meine Herren, die Ergebniſſe der Oduction, das Re⸗ 
ſultat der chemiſchen Analyſe vorgeführt werden, weshalb ich mich r jetzt 
darauf beſchränke, daß durch das Gutachten der Gerichtsärzte conſtatirt ik: 

a, Die Gräfin Mathilde Chorinski ſei bereits am Abende des 21. Novem⸗ 
ber in 95 e einer LM durch Blauſäure, beziehungsweiſe an 
raſcher ! erfehung des Blutes, in Folge Vergiftung mit Blauſäure ge- 
ftorben, ohne Mitwirkung einer anderen Urſache, und es haben weder 
eigenthümliche Leibesbeſchaffenheit, noch beſondere A der Verſtor⸗ 
benen, noch zufällige äußere Umſtände etwas hierzu beigetragen. 

b. Es ſcheine die Vergiftung mit Ciankaly erfolgt zu ſein, weil 

1) die Erſcheinungen, als ausgedehnte Blutaustritte auf der Magen: 

85 inge und Abgang aller freien Säuren im Magenfelle darauf 
ingewieſen hatten, und . 0 . 

2) concentrirte Blauſäure ſchwer einen Laien zugänglich iſt, während 
Ciankaly unſchwer verſchafft werden könne. ! 

c. Blauſäure⸗Gift theile ih nach dem Genuſſe ſehr ſchnell dem Organis⸗ 

u mit und könne, bei gehöriger Menge, binnen wenigen Minuten 

dten. 

d. Es ſei im vorliegenden Da der Tod ſehr ſchnell ohne beſondere 

Schmerzenskundgebung erfolgt. r » 

Die erſte Aufgabe war nun, ſich eine Anfiht darüber zu bilden, ob ein 
Selbſtmord, ob ein Raub⸗ oder Meuchelmord vorliege. 

Sie werden, meine Herren, im Laufe der Verhandlung die Ueberzeugung 
gewinnen, daß die Annahme eines Selbſtmordes eben ſo ausgeſchloſſen wer⸗ 
den mußte, als jene eines Raubmordes, letztere insbeſondere deshalb, weil 
nichts von Werth abaing, erſtere, weil, et von den erſt ſpäter bekannt 
gewordenen Daten über den Geiſtes⸗ und Gemüthszuſtand der Unglücklichen, 
die äußeren Umſtände, unter welchen die Leiche und ihrer Umgebung aufge⸗ 
funden wurde, auch nicht einen Moment den Gedan en aufkommen ließen, 
es habe die Verſtorbene ſich ſelbſt getödtet, im Gegentheil, die Ueberzeugung 
ſich aufdrängen mußte, eine fremde Hand habe frevelnd das Leben der Ber: 
unglüdten vernichtet. 7 

Bei dem Entfallen eines Selbſt⸗ und Raubmordes konnte daher nur ein 
perſönliches Privatintereſſe, welchem das Leben der Gräfin Chorinsti im 
Wege ſtand, im Spiele geweſen, es mußte ihr Tod durch einen Meuchelmord 
veranlaßt worden ſein. ; 

Ausgehend von dieſer Ueberzeugung, mußte der Mörder unter jenen Per⸗ 
ſonen geſucht werden, zu welchen die Gräfin Chorinski in Babes 1 

en geſtanden, und mit welchen ſie erwieſener Maßen unmittelbar vor ihrem 

ode zuletzt verkehrt hatte. 2 

Die letztete Annahme führte zu dem dringenden Verdachte, Da 
wähnte fremde Dame aus Wien, in deren ausſchließlichen Geſellſchaft die 
Gräfin Chorinski am Abende des 21. November ſich bis zu jenem Momente 
befunden, welcher als der ihres Todes conſtatirt iſt, dieſem Tode und ſeiner 
Veranlaſſung nicht fremd geweſen ſei. 5 

Wie Ihnen, meine Herren, in der Verhandlung nachgewieſen werden 
wird, war die erwähnte fragliche Dame als Baronin Marie Vay aus Wien 
am Morgen des 20. November mit dem Wiener Zuge in München anges 
kommen, im Hotel zu den „Vier Jahreszeiten abgeſtiegen, am Abende des 
21. November gegen 7 Uhr unter ſichtlicher nig nuch lu das Hotel zurüd- 
gekehrt und mit allen Zeichen der Ueberſtürzung nach Wien abgereiſt. 

ährend nun dieſer muthmaßlichen Thäterin nachgeforſcht wurde, erſchien 
Montag den 25. November der Gatte der Ermordeten, Graf Guſtav Cho⸗ 
rinsli, in 8 508 f ſeines gleichnamigen Vaters in Munchen. 

Die Kunde des Todes ſeiner Frau war ſeinem Vater im polizeilichen 


Weg zugekommen. ö 0 8 

ie Münchener Sicherheitsbehörde hatte mittlerweile eruirt, daß vor ganz 

kurzer Zeit an die Polizei in München eine Anfrage nach der Wohnung der 

Ermordeten geſchehen war und daß dieſe Erkundigung, wie dem hohen Ge⸗ 

richtshofe nachgewieſen werden wird, von eben dieſem Gatten ausgegangen ſei. 
Graf Guſtab Chorinski fiel dem Münchener Polizeichef, welcher die Sache 

ſelbſt in die Hand genommen hatte, durch ſein ſonderbares Benehmen, du 


die er⸗ 


mehrfache Widerſprüche, insbeſondere aber dadurch auf, daß er, nicht achtend 
25 Majeftät des Todes, welche doch auch den ſich keiner Schuld Bewußten 
erjhüttern und dazu bewegen ſollte, aus der Vergangenheit nicht die widri⸗ 
gen Momente, ſondern die Erinnerung an die einſt genoſſene Zärtlichkeit 
en 11 laſſen, einen leidenſchaftlichen tödtlichen Haß wider ſeine Gattin 
zur Schau trug. - 
Im Zuſammenhalt mit der Ueberzeugung, daß der Mörder nur unter 
jenen Perſonen zu ſuchen ſei, welche der Ermordeten nahe geſtanden, und in 
Erwägung, daß es doch ſonderbar ſei, daß ſich Graf Chorinski erſt vor Kur⸗ 
zem und zwar im polizeilichen 1 85 um die e ſeiner Gattin erkun⸗ 
digt hatte, ſah ſich die Münchener Behörde veranlaßt, am 26. November mit 
der Verhaftung des Grafen Guſtav Chorinski vorzugehen. 

Und wie richtig die Combination, wie begründet die Verhaftung war, 
d 4 wird Ihnen, meine Herren, aus den Ergebniſſen der Verhandlung klar 

erden. 

Wie es die Verhandlung nachweiſen wird, wurde von den competenteſten 
Perſonen übereinſtimmend und mit vollſter Beſtimmtheit in einigen dieſer 
Photographien das Bild jener Dame erkannt, von welcher oben als Baronin 
Marie Vay die Rede war und auf welcher der dringende Verdacht der un⸗ 
mittelbaren Betheiligung am Morde ruhte. . 

Graf Guſtav Chorinski bezeichnete dieſe Dame als die Stiftsdame von 
Gbergengi und gab zu verſtehen, daß er zu derſelben in Beziehun ſtehe. 

Der Aufenthalt in München unter fremdem Namen, die plötzliche Abreiſe, 
die Beziehung derſelben zum Grafen Chorinski, die nicht unſchwer gu erken⸗ 
nen war, da er ihr Bildniß in mehreren und verſchiedenartigen Ausferti⸗ 

ungen bei ſich trug, — dies Alles im Zuſammenhalt mit den wider den 
aalen Guſtav Chorinski vorliegenden ſubjectiven Momenten mußte der 

erdacht wider beide Perſonen als fo vollkommen begründet erſcheinen laſſen, 
daß Be Verhaftung der Julie Ebergenyi im telegraphiſchen Wege angeſucht 
wurde. 

Am Abend des 27. November wurde Julie Chergenyi heiter und guter 
2 5 5 Geſellſchaft ihrer Schweſter beim Thee ſitzend in ihrer Wohnung 
verhaftet. 

Die von Julie Ebergenvi bald nach ihrer Verhaftung im Momente, wo 
es ihr noch nicht gelungen war, über eine den Umſtänden halbwegs ent⸗ 
ſprechende Vertheidigung mit ſich einig zu ſein, abgegebenen Erklärungen 
waren nicht danach angethan, den Unterſuchungsrichter glauben zu machen, 
er ſei auf falſcher Faͤhrte. : 

Ich unterlaſſe es, jetzt ſchon näher auf die erften Angaben der Julie 
9 einzugehen, um Ihnen, meine Herren, die Möglichkeit zu geben, 
aus den Beweiſen, welche Ihnen werden vorgeführt werden, ganz abgeſehen 
von den Erklärungen und Angaben der Julie Ebergenyi, ſich Ihre Anſicht 
und Ihre Ueberzeugung zu bilden. > 

Die wider Julie Ebergenyi obgeführte Unterſuchung hat ſe viele und ſo 
wichtige Anhaltspunkte und Indicien zu Tage gefördert und feſtgeſtellt, eh 
dieſelbe von dem k. k. Landesgerichte wegen des Verbrechens des Meuchel⸗ 
mordes in den Anklageſtand verſetzt und auf heute die Schlußverhandlung 
wider ſie anberaumt wurde. 0 

ch werde Ihnen, meine Herren, das geſammte Beweismaterial nicht 
ſchon jetzt einzeln und im Detail vorführen, da Sie in der Lage ſind, das 
lebende Wort, die perſönliche Anſchauung auf ſich einwirken zu laſſen, und 
beſchränke mich darauf, Ihnen jene Momente zu bezeichnen, auf welche ich 
meine Anklage zu ſtützen gedenke. 


Es wird Ihnen, meine Herren, erwieſen werden, daß zwiſchen Julie Eber⸗ 


nyi und dem Gatten der Ermordeten, Graf Guſtav Chorinski, die innig⸗ 

ten, intimſten Beziehungen beſtanden, dieſelben ſich bereits verlobt und ihre 
Vermählung auf eine ganz 127 liegende Zeit feſtgeſetzt hatten, ja, daß 
namentlich Julie N in 1 äußeren Formen ſch 
dem Tode der Gräfin Mathilde Chorinski, 
Chorinski gerirte. , 5 

Der hohe Gerichtshof wird die Ueberzeugung gewinnen, daß 
der Erreichung des eben erwähnten Zieles die Exiſtenz der Gräfin Mathilde 
Chorinski auch deshalb im Wege ſtand, weil dieſelbe ein Einkommen bezog, 
5 — um Theil die Mittel der Eriftenz des neuen gräflichen Paares ge: 
währen ſollte. 

Sie, meine Herren, werden erfahren, daß dem mit Erfolg begleiteten 
Attentate einzelne Verſuche vorausgingen, welchen ſchlechterdings keine an⸗ 
dere Abſicht, als die perſönliche Gefährdung der Ermordeten unterlegt wer⸗ 


den kann. ; 
ch bin in der Lage, dem hohen Gerichtshofe zu beweiſen, daß Julie 
. ſich ein Gt, welches der Gräfin Mathilde Chorinski erhobener⸗ 
maßen zu 15 Tödtung beigebracht wurde, nicht nur zu beſchaffen gewuß 

ſondern auch noch am e ihrer Arretirung beſeſſen, und ſich auch no 

anderer Mittel zur Vollfü des Verbrechens, als falſcher Päſſe, Empfeh⸗ 
175 Ebergenyi nicht nur am 


lungsſchreiben u. dgl. bedient habe. 
3 wird erwieſen werden, daß Tage 
lſchem men ſich 1 München aufgeha 
ord erwieſenermaßen 


des ſtattgehabten Mordes unter falſche 

ten, ſondern bis zu jenem Momente, in welchem der 

verübt wurde, allein und aus chließend ſich in Geſellſchaft der Ermordeten 

befunden habe, daß ſie weiter unmittelbar nach jenem Momente unter den 
eichen der Beſtürzung und Eile, welche ganz einer Flucht glichen, von 
ünchen ſich entfernt habe. : 

Es wird bis ie vollkommenſten Evidenz dargethan werden, daß nach 
dem Morde im Beſitze der Julie Ebergenyi Gegenſtände vorgefunden wur⸗ 
den, welche die Ermordete ee 0 hatte, nicht minder, daß 
Julie v. Ebergenyi Gegenſtände, welche vom Verbrechen herrühren, theils 
vertilgt, theils verborgen hatte. 

Sie werden endlich, meine Herren, erfahren, daß Julie v. Ebergenyi eine 
Reihe falſcher Verantwortungen vorgebracht hat, welche hinreichen würden, 
um viel ſchwächeren Beweismaterial die Macht der Ueberzeugung zu ver⸗ 

eihen. 

Alle dieſe Umſtände, welche ich Ihnen im Laufe der Verhandlun 
weiſen hoffe und von deren untrüglicher, unerſchütterlicher Gewißheit ich 
überzeugt bin, haben die k. k. Staatsanwaltſchaft und auf deren Antrag das 
löbliche k. k. Landesgericht bewogen, die Julie Ebergenyi für re lich be⸗ 
ſchuldigt zu erkennen, die Gräfin Mathilde Chorinski in deren Wohnung zu 
München am Abend des 21. November 1867 mittelſt Gift ermordet, daher 
das Verbrechen des Meuchelmordes im Sinne der §§ 134 und 135 a. St. 
G. B. begangen zu haben. . 0 ö 

Kraft meines Amtes erhebe ich daher wider Julie Ebergenyi v. Telebes 
die Anklage wegen des Verbrechens des Meuchelmordes und bitte um Er⸗ 
oͤffnung des Beweisverfahrens. 


* Deutſche Kunſtzeitung (Dioskuren), herausgegeben von Dr. Max 
Schasler in Berlin. 13. Jahrg. Quart. I. 1868. Wir konnen die ges 
nannte Kunſtzeitung allen Künſtfreunden am beſten damit empfehlen, indem 
wir auf den reichen Inhalt, wie er im I. Quartal des dreizehnten Jahr⸗ 
ganger enthalten iſt, aufmerkſam machen. Leitende Artikel bringen 


zu er⸗ 


harakteriſtiken bedeutender Künſtler der Gegenwart und zwar des K. Sohn 
dann Abhandlungen über die Vorſtädte Berlins 


und Franz Dobpaſchofsky, dar | 
(von Gärtner) und Localſtudien über die Frage: Villa oder Miethskaſerne 
(pom Redacteur). Ferner beſprechen Gorzeiponbenzen aus München, 
Stuttgart, Wien, St. Petersburg, Düſſeldorf, Karlsruhe, Weimar, Königs⸗ 
berg, Bremen, die wichtigſten e der Gegenwart und wen⸗ 
den den Kunſtausſtellungen ihre Aufmerkſamkeit zu. enſelben ſchließen 
ſich zahlreiche kleinere Mittheilungen über Kunſtſachen aus allen Städten 
des In⸗ und Auslandes unter der Rubrik: Kunſtchronik an. Dann fol⸗ 
en unter der Rubrik Kunſtinſtitute und Vereine Mittheilungen über 
Kun tanſtalten und aus dem Vereinsleben. Von beſonderer Wichtigkeit iſt 
der Ausſtellungskalender, welcher die Künſtler rechtzeitig auf die Aus: 
ſtellungsorte ſowie die Bedingungen der Ausſtellung aufmerkſam macht. 
Der Kunſtkritit wurde das neue Stadttheater zu ig und wer künſt⸗ 
leriſche Ausschmückung unterzogen. Die Kunſttechnik befaßte ſich mit der 
Glasmalerei. Unter dem Schlagworte Kunſtinduſtrie wird die Wochen⸗ 
ſchrift: Kunſt und Gewerbe von Dr. Stegmann beſprochen und eine neue 
arbe zum Aquarelliren von J. Gärtner mitgetheilt. Intereſſant ift die 
Rubrik: Kunſtgeſchichte und Antiquitäten, welche neben der Be⸗ 
ſprechung des baleriſchen Nationalmuseums in München von E. Föorſter auch 
eine eingehende über die Reſtauration des Gemäldes von A. del Sarto im 
Berliner Muſeum (vom Redacteur) bringt, Die Kun E iſt keine 
bloße Anzeige erſchienener Werke; die ff. Bolho: derſelben werden eingehend 
beſprochen, 5 z. B. das Werk des Prof. Hotho: „Geſchichte der christlichen 
Malerei“ u. ſ. w. 


wird in Aue 
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Nichtgeiſt 


on ber, 
als Gattin des Grafen Guſtav 
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verh. und 15 unverh. Beamte als dienſtlos aufgeführt. 


1867; unter Nr. 86 den , Bi zwiſchen dem norddeutſchen Bunde und 


Lieut. von der 3. . J zur 1. . Kutz 


rechnungsmäßige Ueberſchreibung aus dem Dispoſitionsfonds in den Grundfonds 
betrug im Jahre 1867: am Schluſſe des 1. Semeſters 938 Thlr. 7 Sgr. 6 Pf., am 


zur Dienſtvermittelung notirt. Hiervon ſind wieder in Stellung getreten 


Das 8. Stück des Bundes⸗Geſetzblattes des norddeutſchen Bundes ent⸗ 
hält unter Nr. 84 den Poſtvertrag zwiſchen dem norddeutſchen Bunde, 
Baiern, Würtemberg und Baden. Vom 23. November 1867; unter Nr. 85 
den Poſtvertrag zwiſchen dem norddeutſchen Bunde, Baiern, Wiürtemberg 
und Baden einerſeits und Oeſterreich andererſeits. Vom 23. November 


dem Kaiſerthum Oeſterreich, betreffend die geſchloſſenen Poſttranſite. Vom 
30. November 1867; und unter Nr. 87 die Bekanntmachung, betreffend die 
Ernennung von Bevollmächtigten zum Bundesrathe des Neutſcken Zollvereins. 
Vom 15. April 1868. 


Militär⸗Wochenblatt.] May, Hauptmann von der 2. Ing.⸗Inſp., 
Elin ow, Pr.⸗Lieut. von derſelben Inſp., zur 4. Ing.⸗Inſp., Otten, Pr.» 
Kutzbach, Pr.⸗Lieut. don 
derſelben Inſp., zur 2. Ing.⸗Inſp. verſetzt. v. Ziemietzki, Oberſt und Chef 
des Generalſtabes X Armee⸗Corps zum Commdr. des Gren.⸗Regts. König 
Friedr. Wilhelm IV. (1. Pomm.) Nr. 2, Frhr. v. Falkenhauſen, Ob. ⸗Lt. 
dom 2. Magdeb. Inf.⸗Regt. Nr. 27, unter Verſetzung in den Generalſtab, 
zum Chef des Generalſtabes X. Armee⸗Corps, ernannt. v. Rauſchenplat, 
Ob.⸗Lieut. aggr. dem 2. Magdeb. Pi- r. 27, in das Regt. einrangirt. 
Gr. p. Lüttichau, Sec.:Lieut, a. D., zuletzt bei der Inf. des 1. Bataillons 
Gast 2. Oberſchleſ. Landw.⸗Regts. Nr. 23, früher im Kaiſer Alexander 

ren.⸗Regt., ſpäter im 1. Oberſchl. Inf.⸗Regt. Nr. 22, im ſtehenden Heere, 
und zwar als Pr.⸗Lieut. aggr. dem 6. Rhein. Inf.⸗Reg. Nr. 68, wiederange⸗ 
ſtellt. Bernis, Gen.⸗Maf. und Inſp. der 7. Feſtungs⸗Inſp., in Genehmi⸗ 
gung feines Abſchiedsgeſuchs, mit Pens, zur Disp. geſtellt. Has, Oberf 
agar. dem Kriegs⸗Miniſterium und Militär⸗Referent bei der Abth. für das 
Invalidenweſen im Kriegs⸗Miniſterium, mit Penſ. der Abſchied bewilligt. 
C ð c ³Ü¹¹ . ́ ß T 2 


Provinzial- Zeitung. 


Kk. Breslau, 20. April. [Katholiſcher Lehrerverein.] Vorſitzender: 
Schulen⸗Inſpector Kliche. ach Vorleſung und Genehmigung des Proto⸗ 
kolls der letzten Sitzung kamen folgende Gegenſtände zur Erledigung: 1) Der 
Vorſitzende theilt den Tod zweier Mitglieder mit, der Lehrer Fichte und 
Kabitſchke, und widmet denſelben einen kurzen Nachruf. Au nb dun 
des Rector a wird beſchloſſen, daß der Verein künftighin nicht blos, 
wie bisher, der Beerdigung verſtorbener Mitglieder, ſondern auch dem 
am Tage nach derſelben in der reſp. Pfarrkirche abzuhaltenden feierlichen 
Requiem beiwohnen ſolle. Die Vormittagsſchule fällt in ſolchen Fallen, ſo⸗ 
fern es nöthig erſcheint, aus. 2) Als neues Mitglied wird Hofmeiſter Hoff⸗ 
mann eingeführt. 10 Es wird eine im Fragekaſten vorgefundene Frage, be⸗ 
treffend den Entwurf eines geeigneteren Formulars für die Abgangszeugniſſe, 
beantwortet. 4) Hauptlehrer Kuznik bringt die Unregelmäßigkeiten und die 
aus denſelben entſpringenden Uebelſtände bei Beförderung der Currenden 
zur Sprache. Er trägt darauf an, daß ein beſtimmter Cours amtlich feſtge⸗ 
ſtellt werde und legt den Entwurf eines ſolchen vor. Derſelbe wird acceptirt 
und zugleich beſchloſſen, ihn durch amtlichen Erlaß und Eintragung in das 
Currendenbuch für alle Schulen verpflichtend zu machen. 5) Derſelbe theilt 
der Verſammlung mit, daß er, um das zu ſpäte Eintreten der Kinder in die 
Schule zu conſtatiren, eine Berechnung des Lebensalters der Neueintretenden 


für ſeine Schule angeſtellt habe. Darnach traten in den letzten 4 Jahren in 


die Schule: 19,3 pCt. nach vollendetem 6. Lebensjahre; 48,2 pCt. nach dem 
7. Jahre; 24,7 pCt. nach dem 8. Jahre; 5,4 pCt. nach dem 9. Jahre; 2,4 
pCt. nach dem 10. Lebensjahre und darüber. Er erſucht die Hauptlehrer 
und Rectoren der übrigen Schulen, ihm das nöthige Material zazuſtellen, 
damit er eine Geſammtberechnung, die jedenfalls viel Intereſſe bieten werde, 
machen könne. Der Vorſitzende wird dieſes Material durch ein Circular ein⸗ 
ſammeln und Herrn Kuznik zuſenden. 6) Vortrag des Lehrers Kapitza, 
über Orthographie in der E 4 Die Orthographie iſt jet wichtig 
fürs Leben. Selbſt die beſte Arbeit leidet durch orthographiſche Fehler. Man 
trifft ſolche trotz der vielen Schulen noch gar häufig. Die Rechnungen vieler 
Handwerker, die Briefe der Eltern an die Lehrer, 92 ſogar öffentliche Schilder 
können den Lehrer davon überzeugen. Urſache: Schlechter Schulbeſuch oder 
Trägheit vieler Schüler, Vergeſſen nach Austritt aus der Schule, unzu⸗ 
reichende Uebung in manchen Schulen. Die Orthographie beruht größten⸗ 
theils auf Nachahmung und an dem Feſthalten der Wortbilder durch das 


ledigen ſein dürfte, 0 
Lokale geſellige Zuſammenkünfte 
nebenbei abgemacht werden können. 


„„ Breslau, 22. April. [Der scans Berni des Schleſiſchen 
Vereins zur Unterſtützung von Landwirthſchafts⸗Beamten für 1867 iſt ſoeben 
erſchienen; wir entlehnen demſelben folgende u 5 Der im vorigen Jahre 
nachgewieſene Vermögensbeſtand von 65,118 Thlr. 10, Sgr. 2 Pf. hat ſich, 
ungeachtet der an 20 Beamte und 21 Wittwen und Waiſen bereits gezahlten 
Penſionen im Betrage von 565 Thlr. 3 Sgr. 6 Pf., wieder um 10,522 Thlr. 
6 Sgr. 2 Pf. vermehrt und alſo die Höhe von 75,640 Thlr. 16 Sgr. 4 Pf. 
erreicht, trotzdem iſt es zu bedauern, daß der zum Er der Landwirthſchaſts⸗ 
Beamten gegründete und bereits ſo reichlich dotirte Verein leider noch immer 
nicht den Anklang und die Anerkennung bei den Beamten, wie denen welche 
derſelben bedürfen, findet, welche er verdient und die für fein Gedeihen ab: 
ſolut nothwendig ſind. Die Einnahme betrug 12,930 Thlr. 29 Sgr. 6 Pf., 
die Ausgabe 2,408 Thlr. 23 Sgr. 4 Pf. und es verbleibt alſo der oben er⸗ 
wähnte Zuwachs von 10,522 Thlr. 6 805 2 Pf. Hierzu treten noch die 
am Schluſſe des Jahres ausgeſtandenen Beitragsreſte mit 98 Thlr. 20 S. 


gr. 
und für 1868 mit 74 Thlr. — Sgr. 9 Pf. geleiſteten Vorauszahlungen. Die 


Schluſſe des 2. Semeſters 909 Thlr. 28 Sgr. 1 Pf., die Geſammterſparniß 
gun Jahresſchluß 3700 Thlr. 27 Sgr. 1 Bl fo daß im Ganzen dem Grunde 
fonds aus dem Dispoſitionsfonds zufloſſen 5549 Thlr. 2 Sgr. 8 Pf. — 
Dem Verein gehörten am Jahresſchluſſe 42 Ehrenpatrone, 410 Ehrenmit⸗ 
glieder und 1365 wirkliche Mitglieder an. Die Stellen⸗Vermittelung 
betreffend waren im Ganzen 69 verheirathete und 90 unverheirathete Beamte 


39 verh. und 75 unverh. und es blieben ſomit am Jahresſchluſſe noch 30 
. f ) f Der Begehr nach 
verheiratheten Beamten war, wie ſich dies bereits ſeit dem Beſtehen des 
Vereins fortdauernd herausgeſtellt bat, ein verhältnißmäßig geringer. Die 
Nachfrage nach jüngeren underheiratheten tüchtigen Beamten iſt dagegen ſehr 
lebhaft, und es kann dem Bedarf durch den Verein leider nicht genügt wer: 
den. — Es erhalten augenblicklich 30 Beamte und 32 Wittwen und Waiſen 
Jahrespenſionen im Betrage von jährlich bis 49 Thlr. je nach der Größe 
der während der Mitgliedschaft und dem jetzt 7jährigen Beſtehen des Vereins 
geleiſteten Beiträge. 


8 Guhrau, 21. April. [Vorſchuß⸗ Verein.] In der am 14. d. M. 
abgehaltenen General⸗Verſammlung des Vorſchuß⸗Vereins wurde ein aus 


82 Paragraphen beſtehendes Statut Behufs Baus unter das Genoſſen⸗ Sch 


ſchafts⸗Geſetz vom 27. März 1867 “u oſſen. Auf 
erren 


(Berichtigung. der in Nr. 185 enthaltenen Notiz aus Neuſalz, 
vom 15. April iſt zu leſen: Fabrilbeſitzer Gruſchwitz, (nicht Hensche 


| 1200 
Meteorologiſche Beobachtungen. 


der Barometerſtand bei 0 Grd. Ba- Luft- Wind- 
in Parifer Linien, die Tempera ⸗ Tempe- richtung und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. Stärke. 
Breslau, 22. April 10 U. Ab.] 332,56 28 SW. 1. Heiter. 
23. April 6 U. Mrg.] 331,60 9,6 Sd. 1. Sonnenblicke. 


Auswärtige amtliche Waſſer⸗Napp orte. 
Brieg, 23. April, 6 Uhr Früh. Waſſerſtand am Olerpegel 17 Fuß 5 Zoll, 
am Unterpegel 11 Fuß 8 Zoll. 


Breslau, 23. April. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 18 F. 10 Z. U.⸗P. 8 F. — 3. 
— Kc 


Telegraphiſche Depeſchen 
aus dem Wolff'ſchen Telegraphen⸗Bureau. 

Paris, 21. April, Das bei Saint⸗Maur errichtete Lager iſt be⸗ 
reits von einem Theile der kaiſerlichen Garde bezogen. 

Paris, 22. April. Wie „Epoque“ meldet, hatten die Botſchafter 
Preußens und Oeſterreichs, Graf Goltz und Fürſt Metternich, geſtern 
eine längere Conferenz mit Marquis Mouſtier. i 

Paris, 22. April. Der heutige „Abendmoniteur“ ſagt: Der ge⸗ 
ſunde Sinn des Volkes beurtheilt die alarmirenden und eingebildeten 
Kriegsgerüchte, welche durch Speculation und Berechnung verbreitet 
werden, nach ihrem richtigen Werthe. Es iſt ein Glück, daß die Be⸗ 
ruhigung der Gemüther mehr und mehr Platz greift. Während die 
franzoͤſiſche Regierung nichts vernachläſſigt, um die kriegeriſche Erregung 
zu entmuthigen und den allgemeinen Frieden zu befeſtigen, begreifen 
auch die andern Cabinete, daß es ihre Pflicht iſt, ihren Einfluß im 
Dienſte der Ideen der Mäßigung und Billigung geltend zu machen. 

Madrid, 21. April. Das Befinden des Marſchalls Narvaez hat 
ſich ſeit Mittag merklich gebeſſert. 

Kopenhagen, 22. April. In der heutigen Sitzung des Lands⸗ 
thing erklärte der Conſeilspräſident, daß das geſammte Miniſterium zu: 
rücktreten werde, falls das Freigemeindegeſetz von dem Landsthing ab: 
gelehnt werden ſollte; das Miniſterium könne eine weitere Hinausſchie⸗ 
bung dieſer Angelegenheit nicht verantworten. 

London, 22. April. Geſtern Abend wurden zwei Fenier, welche 
mit der unter dem Namen des Griechiſchen oder feniſchen Feuers be⸗ 
kannten Subſtanz verſehen waren, in der Nähe des Buckingham⸗Pal⸗ 
laſtes verhaftet. Es wird angenommen, daß ſie den Pallaſt in Brand 
zu ſtecken beabſichtigten. (Tel. B. f. R.) 

Brüſſel, 22. April. In den Kohlenbergwerken bei dem Dorfe 
Pieton im Arrondiſſement von Charleroi (Provinz Hennegau) iſt ein 
Strike der Arbeiter ausgebrochen. 

Der ehemalige franzöſiſche Flüchtling Veſimier, welchem der Auf⸗ 
enthalt in Belgien unterſagt wurde, weil man ihn für den Verfaſſer 
eines revolutionären Manifeſtes gehalten, hat ſich geſtellt, um ſich gegen 
ein ergangenes Erkenntniß zu rechtfertigen, das auf Beleidigung des 
Kaiſers der Franzoſen im Wege der Preſſe gelautet hatte. 

! (Tel. B. f. N.) 

Shangai, 19. März. Nach hier eingegangenen Nachrichten aus 
Japan iſt die Bemannung eines dem franzoͤſiſchen Kriegsſchiffe „Du: 
pleit“ zugehörigen Bootes mit Einſchluß der Offiziere niedergemetzelt 
worden. Die ſapaneſiſche Regierung bot Genugthuung an: jedoch haben 
alle ausländiſchen Miniſter, mit Ausnahme des britiſchen, zu Oſaka 
ihre Flagge eingezogen. 8 (T. B. f. N.) 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 

(Wolff's Telegraphiſches Bureau.) Bi: 
| Paris, 22. April, Ebay Ne 8 3 Uhr. Conſols von Mittags 1 Uhr 
waren 93 ½ gemeldet. — Ms cone e: Zproc. Rente 69, 20—69, 22½. 
talieniſche Sproc. Rente 48, 50. Oeſterreichiſche Staats⸗Eiſenbahn⸗Actien 

, 75, dito ältere Prioritäten 254, dito neuere Prioritäten 250. Eredit⸗ 
Mobil.⸗Actien 235, —. Lombard. Eiſenb.⸗Actien 370, —, dto. Prioritäten 
214. Oeſterr. Anleihe von 1865 pr. ept. —, —. Gproc. Verein.⸗Staaten⸗An⸗ 
leihe pr. 1882 lungeſt.) 79%. Flau und angeboten. ne 1 

L 22. April, Nachmittags 4 Uhr. Schluß⸗Courſe: Conſols 93 %. 
0 talien. 5proc. Rente 48%. 1 5 
Mexicaner 15%, 5proc, Ruſſen 83%. Neue Ruſſen 86. 


1882 70%, 

Frankfurt a. M., 22. April, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] Wiener Wechſel 101%. Oeſterreichiſche Nabend. a e 527% 
6% Verein. Staaten⸗Anleihe pr. 1882 75½. Heſſiſche Ludwigsbahn 132, 
b —— e 5 ek 11 0 75 zur 86 1860er 5 | 5 

er Looſe — erſchleſiſche Si igend. Se 
der Börſe: Cred kactien 187%, aka 257 15 efeſtigen f 4 


%: 


Frankfurt a. M., 22. April, A ends, (Effecten⸗Societät.] Unbe: 
lebt. Amerikaner 75%. Credit⸗Actien 187%. 1860er Looſe 68%. Staats⸗ 


bahn 257%, E . 
Bremen, 22. April. Petroleum. Standard white, loco 5%. 
Wien, 22. April, Abends. [Abend ⸗Börſe.] 1860er Looſe 81, 10. 
1864er Looſe 83, 10. Credit⸗Actien 179, 50. Lombarden 168, 30, 
Napoleonsd'or 9, 33. Galizier 205, 30. Steuerfreies Anlehen —, —. 


bug, 22 April, Nagmtzags 2 Uhr 20 Min. le Sehe 
amburg, 22. April, Nachmittag r n. chluß⸗Courſe 
. taats⸗Prämien⸗Anleihe 87%. National Ale 53%; ehe 

redit⸗Actien 79%. Oeſterreichiſche 1860er Looſe 69. Staatsbahn 341. 
Lombarden 357%. Italieniſche Rente 47%. Vereinsbank 111. Nord- 
deutſche Bank 119%.“ Rhein. Bahn 116%. Nordbahn 96%. Altona⸗Kiel 
110%. Finnländ. Anleihe 79%. 1864er Ruſſiſche Prämien-Anleihe 101. 
1866er Ruſſiſche Prämien⸗Anleibe 101%. (proc. Verein. St.⸗Anleihe pr. 1882 
68%. Disconto 2 pCt. — Sehr angenehm. 

Hamburg, 22 April, Nachm. 2 Ur 0 M. [Getreidemarkt.] Weizen 
tft, Roggen auf Sommertermine höher. — Weizen pr. April 5400 Pfd. 
netto 178 Bancothaler Br. 177 Gld., pr. Frühjahr 178 Br., 177 Gld. 
pr. Juli⸗Aug. 170 Br., 169% Gd, Roggen per April 500 Pfd. Brutte 
131 Br. 130 Gld. pr. Frühj. 129 Br. 128% Gld., pr. Juli⸗Auguſt 115 Br., 
114% Gld. Hafer ftille. Rub öl feſt, loco 23, pr. Mai 23, per October 
233%. Spiritus feſt bei geringer Kaufluſt. Kaffee feſt in Folge der hol⸗ 
ländiſchen Auction. Zink ſehr ſtille. — Schönes Wetter, 

Mancheſter, 21. April, Nachm. (Von ae Natarı und Sons.) Garne, 
Notirungen per Pfund: 30r Mule gute Mittel⸗ 

40: Mayoll 16 


dto. gewöhnliche gute 

2—4 02. 162 D. — Flau, geringer Umſatz. 
9 21. April, Abends. Baumwolle: 8000 Ballen Umſatz. 
uß flau. 


mend —. 

rikaner —. 
8 April, Abends 6 Uhr. (Pr 
188571 Bonds 11 


(Schluß ⸗ Bericht. 
1 a) Ku en 


Lombarden 14 75 


rr e . OR TEE U 
— N 3 * 0 
; — 
* 
70 


ſeit letztem Montag: Weizen 10,650, Gerſte 2830, Hafer 20,760 Quar⸗ 
ters. Weizen gefragt zu letzten 1517 00 Ruhiges Geſchaft. Gerſte un⸗ 

e Hafer unverändert. Leinöl ab Hull loco 33%. — Feuchtes 
etter. 7 
Amſterdam, 22. April, Nachmitt. 4 Uhr 30 Min. Getreidemarkt 

See 0 eizen Bil Roggen auf Termine weichend, pr. Mai 
272, pr. Juni 267%. Rübdl pr. Mai 33%, pr. November⸗December 35%: 


Rien Panter Börſe vom 23. April.] Schluß⸗Courſe. (1 Uhr Nachm.) 
Ruſſiſch Papiergeld 84% bez. u. Br. Oeſterr. Banknoten 87 7 — , be 
Schleſ. Nentenbriefe 917 Br. Schleſ. Pfandbriefe 83 Br. Oeſterr. Natio⸗ 
nal⸗An⸗leihe 54% Be Freiburger 1181, Br. Neiſſe⸗Brieger —. Oberſchle⸗ 


ſiſche Litt. A. und C. 186% Gld. Wilhelmsbahn 854—% ba Oppelns 
Tarnowitzer 76% Br. Oeſterr. Creditbank⸗Actien 80% Br. Schleſ. Bank⸗ 
Verein 113 Gd. 1860er Looſe 70 Br. Amerikaner 76 bez. Warſchau⸗ 


Wie⸗ner 58, Br. Minerva 35% bez. u. Br. Baier. Anleihe —. Italiener 
47 J bez. u. Gld. 
Breslau, 23. April. Dt der Cerealien. 
Feſtſetzungen der polizeilichen Commiſſion pr. Scheffel in Silbergroſchen. 
fein mittel ordin. fein mittel ordin. 
— — uU — — — nu 
Weizen, weißer 125—128 121 110— 115 Gerſte 66 65 62—63 
50. gelber, 122—124 118 109—113 Hafer 42 41 40 
Roggen, ſchleſ. 88 87 85—86 Erbſen 3. 08 76—78 74 70—72 
do. fremder 85—86 84 82—83 J 
Notirungen der von der Handelskammer ernannten Commiſſion zur Feſtſtellung 
W Naps und Rübſen. 
85 * 5 


e 
Winterrübien.. 185 175 165 5 A . 
Sommerrübſen 172 162 152 pr. 150 Pfd. Brutto in Sgr. 
Dotter ne 166 156 146 
Loco (Kartoffel-) Spiritus pr. 100 Ort. bei 80% Tralles LI 
19% Br., 19 Gld. 


Officiell gekündigt: — Ctr. Weizen. — Ctr. Roggen. — Ctr. Leindl, 


— Ctr. Nabol. 10,000 Ort. Spiritus. — Ctr. Rapskuchen. — Ctr. Hafer. 


Berlin, 22. April. In Wien hat ſich die Stimmung gebeſſert, Paris 
ſandte ſteigende Courſe, aber es fehlte der hieſigen Börſe an der Neigung, 
dieſen günſtigeren Momenten gebührend Rechnung zu tragen. Nur in Be⸗ 
zug auf Italiener vermochte ſie nicht der von auswärts gemeldeten Cours⸗ 
ſteigerung gleichgiltig zu begegnen; man handelte darin ziemlich beträchtliche 
Summen zu erhöhter Notiz; auch öſterr. Credit, ere und ſelbſt Lom⸗ 
barden ſtellten ſich etwas höher bei mäßigem Verkehr; 

ſtill und eher etwas nachgebend. 


Berliner Börse vom 22. April 1868. 


Fonds und Geld- Course. 
Freiw. Staats-Anl. . 4%½ 
Itaatg-Aul. von 1885 

di 18544. 65 


merikaner blieben 
(B.⸗ u. 9.3.) 


Eisenbahn- stamm -Aetlen. 
Dividende pro 1866. 1867. 


90 J½ bz. 
| 103% bz. 
95 2 


755 4 be, Aachen-M — 
aus 9 ba. Amsterd, Rottd. 40% 
dito 1856 415 90 ba Berg.-Märkische | 8 
dito 1804411055 b Berlin-Anhalt . „134; 
dito 4188405 % b Borlin-Görlitz | — 
4 a dito 8t. Prior. — 
ne 1 189 ba. Berlin-Hamburg 


18624 83 b 
jtaats-Schuldscheine/31,j84Y, ba. 
Präm.-Anl. von 1858|331,1116 ba. 
Berliner Stadt-Oblig. 497 ba. 


bereite 


Gal, Luqwigeb. 40 


Kur- u. Neumärk. 3 ½ 76 ½% bz. 4 5 
2 Pommersche 4 3½ 78 % ba 0d Oda Pes 
8 Potensche 4 — — — dito St.-Prior. 
3 dito ee — — — dito dito — 
2 dito neue 85% bz. Zallz. Ludwigsh. u. 
„Schlesische .. — — Ludwiyab, Bexb. 10% | 925 
Kur- u. Neumärk. 4 180% hz Magd.-Halberst. | — 25 
Pommersche . 4 90 ½ bz. Magd.-Leipzig. — er 
) Posensche B Aa Tee — 2 
5 Preussische. . 4 80 ba. Mecklenburger ..| 3 — 
2 Wegtph. u. Rhein.|4 92 B. isse-Brieger. .| — — 
(Sächsische . 4 93 z. Niedrschl.- Hark] 4 == 
Schlesische . . 4 91% B. iedrschl, Zwgb. 5 — 
Louisd’or 11214 br. di BE, N bz. Nordbahn, Hess.) — — 
Goldk, 9. 11% f. Hass. Rn, 84 b. Oberschl. A. % | 
"Kusländisohe Fonds. an 8 12 = 
«| Oestorr. Metalliques 5 45% bz. v. G. Oost.-Fr. St.- B. 
dito‘ Nat. 28 2, Oestr. südl. St.-B.| — — 
dito Lot.-A. v.60 5 6% bz Oppeln -Tarhow.| — A 
dito dito 6Ai-— 48 ½ bx. A. Oderuf. St.-A. — — 
dito Ster Pr.-A. 4 5 b. K.Oderuf.-St.-Pr. — "2 
dito 8 178.6, Rheinische... . | — 2 
Ital. neue öproc. Ants 40 %a ½ bs dito Siamm-Pr.| — en 
Russ.-Eugl. Anl. 18626 84M . hein-Rahebahn] 0 2 
‚dito Lol Sch Ode 8 Stärgard-Basen .| % — 
dai bia nde 1. S8 ssd be en Wi | — 
dit u.) r. 4 60 — — 
bold. OBL. 1 500 b i „ — 
to * et bz, . 
Kurhen, 40 Thlr. Obl. — 16514 bs. Bank- und Industrie-Papiere. _ 
aden. Loose 15 5. Berl, Kassen- V. 12 ei 4 jI6I B. 
Amerikan. St.-Anl. „6 176%, Er, Braunschw. B. 0 89 B. 
Flsenbahn-Frioritats-Aetien 8 I 2 805 17 ‘a 
Berg.-Märkisch® . . „41.95 6. - |Darmst, Zeitelb.| 4 — 96% G. 
1. —. 297 4 V. aer Bank 3 * öl, 975 E. 
all it ana 77% da. }annoversche B. ö — 980 B. 
n ** is 757 4 Hamb. Nordd. B. 7 118 B. 
Tan 4 84 2 Vereins-B. 10%½16 FR 111 @. 
dito 14 835 8 Königsberger B. 72h, | — 112 @. 
dite 493 Luxemburger B. 6 — mr B. 
alte IV. * 34 Magdeburger B.] 5 4 v6 B. 
ae vu 88 = e Bek . 1. — 4 — B. 
, 4 A B = — 3 
a - 6 dr. iringer Bank 4 4 (4 ee ba, 
dito. IV, Em. Mn stıhm, oe rt . A 2 


2 B. 
Niede -Märk, „ik | N 
ee eee e Berl. nend ge ? — . 116% 5. 
1114 IA B. Coburg. Crodb. A. 4 — 4 72 6. 
dito IV. 4½ 08 5%. Dermeindter „| 645 — (4 88% ba. 

Jdschl, elgb. La Cs 0 B. re nn u — r 246 
ben Ar. e Disc, Com Ant.) 8 — 1 114 da. 

altı B. 46 78 6. Ganfer Oredb. -A. 0 — 4 28% ba. 

dito 6.4 — — — Leipziger "oh — . 91 8. 

dito 5.4 Moſpinger „ — — 4 94 B. 

dite E34 77% @ Moldauer Lde.- B. |— 4 226. 

dito F. 4½ 03 ½ 6. Oest. Credb.- — ( — 15 ‚804 d 

dito ala in Schl. Hank-Ver. 7 — 14 113 B. 
Douterr.- Fraun... 3 268% ba 8. 5 | 
testarr, südl. St.-B. 3 213 . 0 
hein. v. St. gar. 44 en 7 inert «| 2 — 6 287 bs. 
R eln-Nabo-B dar. 4½ 93 Fhr.v,Risanhaf, 10 12½ 15 147 ½ d 

Berlin, 22. April. Weizen loco 90—108 Thlr. pro 2100 Pfd. na 
Qualität. — Roggen loco 78—80ypfd. 72%4—72 , Thlr. pro 
Pfd. bez. — Rüb ol loco 10% Thlr. Br. — Spiritus loco ohne 


Faß 2 Thlr. bez., pro April, April⸗Mai und Mai⸗Juni 190—20— 
| 10%, Thi ber u, id. 20 Fl. Br. Jun Ju 20, Tir bei 
a ar % Thlr. Gld., Juli⸗Aug. 20%—% Thlr. bez. und Gld., 20% 
Thlr. Br. 


Breslau, 23. April Am heutigen Markte blieb für Getreide feſte 
N Pie HOENT, 1 855 . 8 obe 5 
Weizen war gut beachtet, pr. 84 Pfund ſchleſſiſcher wei 110 bis 
127 Sal., gelber 109 bis 124 Sgr., feinite Sorte . b über 
Notiz bezahlt. — Roggen mehr beachtet, pr. 84 Pfd. ſchleſiſcher 86 bis 
80 Sar., fremder 82—86 Sgr., feinſte Sorte über Noris bezahlt. — Ger). 
in folter Sar pr. 74 Pfd. gelbe 60—61 Sar., helle 62—64 Sgr., weiße 
| 


65—67 Sgr., feinſte Sorte über Notiz bezahlt. afer war beachte 
r. 50 Ac. 40 —42 Sgr. feinfte Sorte über Notiz bezahlt. — Erb Be 
wenig beachtet. — Widen ohne Beachtung, pr. 90 Bit. 54—60 Sgr. 


DeMaaten in feſter Haltung. — Lupinen wenig Umſatz, pr. 90 Pfd. 
gelbe 38 — 46. Sarg blaue 4044 Sgr. 105 Bohnen offered 15 90 Pfd. 
32—100 Ser — Shlaglein ſtilles Geihäft. — Rapskuchen behauptet, 
ſchleſiſche 60-62 Sgr., fremde 52—55 Sgr. pr. Centner. — Mais (Kuku⸗ 
eau am M. ohne A the i 
eeſaat am Markt ohne Auswahl, rothe in matter Haltung, 10—11 

bis 12—14 Thlr. pr. Ctr., hochfeine über Notiz, — weiße wenig Um 
12—15—19—21 Thlr. pr. eb ochfeine über otiz. ’ 8 Unſas 
Thy mothee angeboten, 7 Thlr. pr. Ctr. 

Kartoffeln pr. Sad 4 150 Pfd. 32—45 Sar., Metze 14Y—2Y Sar. 


N in gutem Shirting und Leinen, ſowie Nachthemden 
Oberhemden EN Kragen, unter Garantie des Gutſi en, empfeht 
die Wäjhe-Fabrit des Volkslieferanten L. Seidenberg, Oblauerſtr. 24/ 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. RR 
Druck von Grab, Barth u, Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


